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KANTONALE VOLKSABSTIMMUNG: UNNÖTIGE ÄNDERUNG DES PLANUNGS- UND BAUGESETZES (PBG)

NEIN zu noch mehr Vorschriften und Bürokratie!
Am 28. September 2014 stimmt die Zürcher Stimmbevölkerung über eine Änderung des Planungs- und Baugesetzes (PBG) ab, das einen massiven
Eingriff in das Eigentum darstellt, mehr Vorschriften und Bürokratie mit sich bringt und zudem äusserst ungerecht ist, weil andere dafür bezahlen.

Die SP reichte 2011 die Volksinitiative 
mit dem Titel  «Für mehr bezahlbaren 
Wohnraum» ein. 

Inzwischen wurde die Volksinitia-
tive zugunsten eines Gegenvorschla-
ges des Kantonsrates zurückgezogen.  
Dank dem Umstand, dass im Kan-
tonsrat das Referendum ergriffen 
wurde, können wir über den Gegen-
vorschlag abstimmen und mit einem 
NEIN dafür sorgen, dass die Ände-
rung des PBG – und damit deren 
schädlichen Auswirkungen – nicht in 
Kraft tritt.

Gegenvorschlag
§ 49 b.
1 Führen Zonenänderungen, 

Sonderbauvorschriften oder 
Gestaltungspläne zu erhöhten 
Ausnützungsmöglichkeiten, 
kann für ganze Zonen, ge-
bietsweise oder für einzelne 
Geschosse, die ganz oder teil-
weise für Wohnzwecke be-
stimmt sind, ein Mindestan-
teil an preisgünstigem Wohn-
raum festgelegt werden.

2 Die höchstzulässigen Mietzin-
se für preisgünstigen Wohn-
raum orientieren sich an den 
Investitionskosten, den lau-
fenden Kosten, den Rückstel-
lungen für Erneuerung, den 
Abschreibungen und einer 
angemessenen Rendite. Die 
Mietzinse sind dauerhaft zu 
sichern. Der Regierungsrat re-
gelt die Einzelheiten in der 
Verordnung.

3 Die Gemeinden erlassen Be-
stimmungen zur angemesse-
nen Belegung der Wohnräu-
me.

Es gibt eine Vielzahl von Gründen, 
warum die Vorlage abgelehnt wer-
den muss. Nachfolgend gehe ich auf 
einige davon ein.

Massiver Eingriff in
die Eigentumsfreiheit
Politische Anliegen mit Auswirkun-
gen auf das Eigentum haben zurzeit 
Konjunktur. Die Vorlage bedeutet ei-
nen schweren grundsätzlichen Ein-
griff in die Eigentumsfreiheit, denn 
die Gemeinden können so einem 
bauwilligen Grundstücksbesitzer vor-
schreiben, welche Art von Wohnun-
gen er auf seinem Grundstück zu 
bauen hat und für wie viel er diese 
vermieten darf. Damit wird die in 
unserer Bundeverfassung garantier-
te Eigentumsgarantie verletzt!

Mehr Bürokratie und Mehraufwand
für Eigentümer und Gemeinden
Mit der Vorlage kommt es zu noch 
mehr Regulierungen, Einschränkun-
gen, Vorschriften und Bürokratie. 
Die Folge ist immenser Mehrauf-
wand für die Eigentümer und die Ge-
meinden. 

So muss zum Beispiel 
• der Mietzins für die betroffenen 

Objekte ins Grundbuch eingetra-
gen werden, denn die Objekte 
müssen «dauerhaft gesichert» wer-
den; 

• jede Änderung des Mietzinses des-
halb wiederum zwingend im 
Grundbuch geändert werden; 

• die Gemeinde neu eine Mietzins-
kontrolle durchführen;

• die Gemeinde Belegungsvorschrif-
ten erlassen; 

• die Gemeinde die Belegung vor Ort 
kontrollieren und bei Unterbele-
gung den Vollzug anordnen.
Alarmierendes Beispiel für die

Folgen einer solchen Vorlage ist die 
Stadt Genf. Seit die Stadt Genf die 
Baukosten, die Mietverträge, die Ver-
kaufspreise, den Anteil an Sozial-
wohnungen und vieles andere mehr 
vorschreibt, wird praktisch nicht 
mehr in neue Wohnungen aber auch 
nicht in Renovationen investiert. Die 

Folge sind Wohnungsmangel und 
steigende Mieten. Verzichten wir des-
halb im Kanton Zürich darauf, die 
untauglichen Rezepte von Genf zu 
kopieren.

Mehr Regulierungen schaden
Mieterinnen und Mietern
Unnötige Regulierungen führen 
meist nicht zu den gewünschten Er-
gebnissen, sondern zum Gegenteil. 
In einem überregulierten Woh-
nungsmarkt wird weniger investiert, 
das Angebot an Wohnungen wird 
knapper und die Mieten steigen. 
Leidtragende sind schlussendlich 
Mieterinnen und Mieter. Die Pensi-
onskassen als grösster Wohneigentü-
mer im Kanton werden sich künftig 
eine Investition in den Wohnungs-
bau zweimal überlegen, weil sie zum 
Wohle der Versicherten eine ange-
messene Rendite erwirtschaften 
müssen. Die Vorlage gefährdet damit 
auch die Sicherheit unserer Pensio-
nen!

Anreiz zur Verdichtung
wird wieder vernichtet
Das eidgenössische Raumplanungs-
gesetz sowie der neue Richtplan des 
Kantons Zürich fordern eine Ver-
dichtung nach innen. Dies ist aus 
meiner Sicht richtig. Damit Verdich-
tungen möglich sind, bedingt dies in 
den meisten Fällen eine Zonenände-
rung. 

Mit der geplanten Änderung des 
PBG erhalten Städte und Ge-meinden 
das Recht, dem Grundeigentümer 
von Zonen wo eine höhere Ausnut-
zung möglich ist, vorzuschreiben, 
dass alle oder ein bestimmter Anteil 
der Wohnungen preisgünstig sein 
müssen. Eine bessere Nutzung von 
Grundstücken führt zu tieferen Prei-
sen und Mieten und weniger Land-
verbrauch. 

Dieser Vorteil wird mit der Mög-
lichkeit des neuen Eingriffs wieder 
zunichte gemacht und so auch der 
Anreiz, die zusätzliche Ausnutzung 

Sake, Shochu, 
Umeshu, Whisky

Edle Tropfen aus Japan
im Onlineshop

www.shizuku.ch

HEIZ OEL HAURI
Th. Hauri Brennstoffe AG

Wehntalerstrasse 366   8046 Zürich
Telefon 044 371 27 75 / 371 28 88

Dieselöl Benzin

   
    8  

        

Wir freuen uns auf Sie!
Alexander Segert, Geschäftsführer 
8600 Dübendorf / ZH, Tel. 043 499 24 00
info@goal.ch, www.goal.ch

Damit eine Botschaft Erfolg bringt, darf nicht von ihr 
abgewichen werden. Denn Beständigkeit ist ein  Prinzip 
des Erfolges. Deshalb raten wir unseren  Kunden: 
 Bleiben Sie Ihrer Botschaft treu! Denn nur ununterbro-
chenes Fortbestehen einer Botschaft bringt den Erfolg.

Kontinuität
<lat.> continuitas – «ununterbrochene Fortdauer»

AG für Werbung und Public Relations
Wir wollen Ihren Erfolg

Fortsetzung auf Seite 3

Hans Heinrich Raths
Kantonsrat SVP
Pfäffikon ZH

Einladung
zur Delegiertenversammlung

vom Mittwoch, 20. August 2014, 20.00 Uhr
Restaurant Rössli, Kempttalstrasse 52, Illnau

Vorprogramm (ab 19.30 Uhr, Türöffnung 19.00 Uhr)
– Musikalischer Auftakt durch Züri Oberland Orchestra
– Begrüssung durch Mathias Ottiger, Stadtrat  

Traktanden

1. Begrüssung / Standortbestimmung  NR Alfred Heer

2.  Regierungsratswahlen 2015
 Nomination der SVP-Kandidaten: 
 Regierungsrat Markus Kägi, Niederglatt
 Regierungsrat Ernst Stocker, Wädenswil 

3.  Volksabstimmung vom 28. September 2014:

  Kantonale VorlageKantonale Vorlage

3.1 Planungs- und Baugesetz (Änderung vom 28. Oktober 2013;
 Festlegung Mindestanteil preisgünstiger Wohnraum)
 Parolenfassung      
  Pro: KR Res Marti, (Grüne, Zürich)  
  Contra:  NR Hans Egloff (SVP, Aesch) 

4. Eidgenössische Vorlagen

4.1 Volksinitiative «Für eine öffentliche Krankenkasse»
Parolenfassung

  Pro:  KR Beat Bloch (CSP, Zürich)  
  Contra: NR Jürg Stahl (SVP, Winterthur) 

4.2 Volksinitiative «Schluss mit der MwSt-Diskriminierung des Gastgewerbes!»
 Informationsreferat      
  KR Ernst Bachmann (SVP, Zürich) 

5.  Weitere Kantonale Vorlage (Abstimmungstermin noch nicht bekannt) 

5.1 Tram Hardbrücke
Parolenfassung

  KR Lorenz Habicher (SVP, Zürich) 

6. Wahlen 2015: Mitteilungen 
 aus der Wahlkommission Martin Suter, Präsident WAK 

7.  Mitgliederwerbung

8. Varia
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Ein Lob den Grenzen
Noch immer ist die Zähmung des 

alten Menschen nicht gelungen. 

Und die Schaffung eines neuen 

Menschen bleibt ein  illusorisches 

Projekt. Gewalt, Krieg, Habsucht 

und Neid gab es gestern, gibt es 

heute und wird es auch morgen 

geben. Um sich dagegen zu schüt-

zen, haben die Menschen Staaten 

 geschaffen. Dazu bezahlen die 

Bürger Steuern. Ein Staat de� niert 

sich durch Grenzen. Bringt man 

die Grenzen zum Verschwinden, 

lösen sich die Staaten auf wie ein 

Stück Zucker in der Teetasse.

Die nächsten Monate führen we-

gen bewaffneter ethnisch-religiö-

ser Kon� ikte, Massen� ucht, Wirt-

schaftsmigration und Seuchen-

gefahr zu einer Renaissance der 

Grenzen. Gefragt sind nicht Fan-

tasten, sondern Realisten. Diese 

wissen: Grenzen sind nicht einfach 

schlecht. Wer Kinder erzieht, muss 

ihnen Grenzen setzen. Grenzen 

weisen Verantwortung zu. Sie 

verp� ichten zu konkreten Lösun-

gen in einem überschaubaren, 

verkraftbaren Raum – statt zum 

grenzüberschreitenden, möglichst 

globalen Palaver über Gott und 

die Welt. Im Arbeits- wie im Pri-

vatleben mischen sich meist jene 

in die Bereiche der andern ein, die 

ihren eigenen Laden nicht im 

Griff haben.

Die EU-Übereinkunft von Schen-

gen/Dublin wollte die Grenzen 

abschaffen. Der Vertrag ist gran-

dios an der Lebenswirklichkeit ge-

scheitert. Italien kann und will die 

Massenimmigration nicht bewälti-

gen. Die Schweiz ist heute fak-

tisch Schengen/Dublin-Aussen-

grenze. Unsere Bevölkerung wird 

zu Recht bessere Grenzkontrollen 

fordern. Auch das tödliche Ebola-

Virus aus Afrika lässt wirklichen 

Verantwortungsträgern keinen 

Handlungsspielraum.

Jeder Staat hat das Recht, den Zu-

tritt in sein Gebiet zu regeln. In 

der Gegenwart – ebenso wie in 

der Vergangenheit. Nicht alle sind 

uns willkommen. Italiens Diktator 

Benito Mussolini wollte nach sei-

nem Sturz in die Schweiz � iehen. 

Kurz vor der Grenze wurde der 

Hitler-Kumpan und Massenmör-

der erkannt und geschnappt. Die 

Schweizer Linke hätte ihm wohl 

grosszügig Asyl gewährt. Nicht 

aus humanitären, sondern aus po-

litischen Gründen. Die Berner Tag-

wacht, das of� zielle Publikations-

organ der SP Schweiz, schrieb 

noch am 26. Juli 1943 über Musso-

lini: «Ihm gebührt ein Platz in der 

Weltgeschichte, und das letzte 

Urteil wird ihm persönliche Sau-

berkeit, Tatkraft und emi nente 

Fähigkeiten zubilligen. Ein politi-

sches  Genie von grosser dynami-

scher Kraft.»

BILDUNGSEXPERIMENTE ENDLICH STOPPEN

Was soll das Gejammer vom Sparen bei der Bildung?
Die Behauptung der SP, bei der Bildung werde gespart, hält einem Realitätscheck nicht stand. Die Aufblähung der Bildungsbürokratie und die durch ständige 
Reformen und therapeutische Massnahmen überladene Volksschule schlucken im Gegenteil immer mehr Geld, welches ohne Mehrwert für Schüler und Lehrer 
im Leeren verpufft. Die öffentlichen Bildungsausgaben haben sich seit 1990 verdoppelt. Dass hinter diesen ins unermessliche steigenden Bildungsausgaben 
nicht in erster Linie ein Nutzen für Wirtschaft und Gesellschaft steht, sondern die Begehrlichkeiten von Bildungsfunktionären und -politikern, ist offensichtlich. 
Daher erstaunt es nicht, dass gerade linke Reformturbos sich ereifern, wenn endlich dort auch einmal Mass gehalten und die Mittel zielgerichteter eingesetzt 
werden sollen.

Ein Blick auf die Kostenentwicklung 
zeigt, wohin uns die Reformhektik 
der letzten Jahrzehnte geführt hat. 
Die staatlichen Bildungsausgaben ha-
ben sich verdoppelt. Sie stellen inzwi-
schen mit rund 40 Milliarden Fran-
ken mit Abstand den zweitgrössten 
Budgetposten hinter der sozialen Si-
cherheit dar. 

Die Zahlen belegen auch, dass bei 
der Bildung, im Gegensatz zu ande-
ren staatlichen Tätigkeiten, in den 
letzten 20 Jahren nie wirklich gespart 
wurde. Die Behauptung, dass dieses 
Geld sich als Investition in die Zu-
kunft wieder auszahlen würde, wird 
sich aber auch trotz stetiger Wieder-
holung nicht bewahrheiten. Immer 
mehr Geld und immer mehr Lehrer 
pro Schüler zeigen eben nicht die ge-
hoffte Wirkung. 

Die Schweiz schneidet inzwischen 
bei Leistungsvergleichen regelmässig 
nicht in den vorderen Rängen ab, 

trotz höchsten Bildungsausgaben im 
internationalen Vergleich.

Wie lässt sich nun aber dieses über-
proportionale Wachstum − 16 Pro-
zent mehr als das gesamte Ausgaben-
wachstum − der Bildungsausgaben 
erklären? Weiterführende Schulen 
und Bildungsinstitutionen beklagen 
sich über das abnehmende Niveau der 
Volksschulabgänger. Von den Univer-
sitäten bis zu den Lehrlingsbetrieben 
steht man heute vor der Tatsache, 
dass Grundlegendes, was in der Volks-
schule hätte vermittelt werden sol-
len, mühsam nachgeholt werden 
muss. Offenbar führen die Reformen 
in die falsche Richtung, und das viele 
Geld ist fehlinvestiert. 

Der Verdacht liegt nahe, dass die 
Kosten vor allem zu Lasten der Büro-
kratie wachsen. Von der Administra-
tion einzelner Schulen über die kan-
tonalen Bildungsverwaltungen bis 
hin zu den bürgerfernen Bildungs-
funktionären der EDK, das Manage-
ment expandiert zu Lasten der Schü-
ler und Lehrer. Zudem wird nun die 
Rechnung für den Reformeifer der 
letzten Jahre präsentiert. Der Fremd-
sprachenunterricht und das integra-
tive Schulkonzept sind teurer als er-
wartet. Die zunehmenden therapeu-

Felix Müri
Nationalrat SVP
Emmenbrücke (LU)

tischen Massnahmen und weiteres 
Zusatzpersonal im und um das Schul-
zimmer lassen die Kosten explodie-
ren. 

So wird auch der kommende Lehr-
plan 21 die Bildungsfunktionäre be-
fl ügeln und weitere, milliardenteure 
Mehrinvestitionen verursachen. Es 
ist ein Fass ohne Boden, ohne einen 
entsprechenden Mehrwert für die 
Schüler, Eltern, Lehrer und die Volks-
wirtschaft.

Überbordende Bürokratie
Mehr Geld in der Bildung bedeutet 
nicht automatisch bessere Bildung. 
Grössere Budgetposten bedeuteten in 

den vergangenen Jahren eher eine 
überbordende Bürokratie und einen 
Anstieg der Begehrlichkeiten, welche 
mit ständig neuen Reformen verwirk-
licht werden sollen. Um diesen Re-
formeifer und die linken Bildungsex-
perimente auf Kosten des Steuerzah-
lers zu stoppen, müssen die laufen-
den Projekte endlich in die richtigen 
Bahnen gelenkt werden. Das heisst 
insbesondere: Übungsabbruch beim 
aufgeblasenen und untauglichen 
Lehrplan 21. 

Ein neuer, schlanker Lehrplan 
muss die basisorientierte Berufs- und 
Lebenstauglichkeit der Schüler zum 
Ziel haben.

SVP LANCIERT INITIATIVE ZUR UMSETZUNG VON VOLKSENTSCHEIDEN

Schweizer Recht geht fremdem Recht vor
Am Dienstag wurde in Bern der von einer SVP-Arbeitsgruppe unter der Leitung des Zürcher Kantonsrates Hans-Ueli Vogt erarbeitete Vorschlag für eine Volks-
initiative zur Umsetzung von Volksentscheiden vorgestellt. Die neuen Verfassungsbestimmungen sollen sicherstellen, dass Schweizer Recht fremdem Recht
vorgeht. Der Text geht nun zur Bereinigung und Beschlussfassung an die Parteigremien.

ZB. Die SVP-Arbeitsgruppe unter der 
Leitung von Kantonsrat Prof. Hans-
Ueli Vogt hatte im August 2013 ein 
Positionspapier mit Vorschlägen zum 
Vorrang des schweizerischen Rechts 
gegenüber fremdem, internationalem 
Recht vorgelegt. Sie hat darin aufge-
zeigt, wie internationales Recht («Völ-
kerrecht») das schweizerische Recht 
immer mehr verdrängt und die Um-
setzung von Volksentscheiden verzö-
gert und behindert. Die Vorschläge 
gingen danach in eine parteiinterne 
Vernehmlassung und wurden nun in 
den letzten Monaten konkretisiert.

Schweizer Recht
immer stärker unter Druck
Seit dem vergangenen Sommer ha-
ben der Bundesrat, das Parlament
sowie verschiedene Staats- und Völ-
kerrechtsprofessoren ihre Bestrebun-
gen intensiviert, den allgemeinen 
Vorrang des internationalen Rechts 
gegenüber dem Schweizer Recht 
durchzusetzen. Sie tun dies, weil ih-
nen nicht passt, was das Schweizer 
Volk beschlossen hat. 

Das Parlament weigert sich, die 
Ausschaffungsinitiative umzusetzen, 
und die Durchsetzungsinitiative, mit 
der die Umsetzung sichergestellt wer-
den soll, will das Parlament sogar
teilweise für ungültig erklären. Völ-
kerrechtsprofessoren argumentieren,
der Verhältnismässigkeitsgrundsatz 
gehöre im Bereich der Menschen-
rechte zum zwingenden Völkerrecht, 
womit sie geltend machen, Initiati-
ven wie die Ausschaffungs- und die 
Durchsetzungsinitiative dürften nicht
umgesetzt werden bzw. müssten für 
ungültig erklärt werden. 

Die Volksinitiative «gegen Massen-
einwanderung» soll nach Meinung 
gewisser Politiker und Rechtsprofes-
soren wegen der bilateralen Verträge 
mit der EU nicht umgesetzt werden, 
obwohl bereits vor der Abstimmung 
klar war, dass sie mit der Personen-
freizügigkeit nicht in Übereinstim-

mung zu bringen ist. Der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) gewichtet bei seiner Ausle-
gung der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) das Interes-
se verurteilter Krimineller am Schutz 
ihres Familienlebens konsequent hö-
her als die öffentliche Sicherheit und 
verschafft so Personen ein Aufent-
haltsrecht in der Schweiz, die nach 
schweizerischer Rechtsauffassung 
ausgeschafft werden müssten. Und 
schliesslich wird sich mit einem insti-
tutionellen Rahmenabkommen mit 
der EU der Konfl ikt zwischen schwei-
zerischem Recht und internationa-
lem Recht weiter verschärfen. Die 
Schweiz wird dann zwingend frem-
des Recht übernehmen, und fremde 
Richter werden entscheiden, wie die 
Abkommen zwischen der Schweiz 
und der EU auszulegen sind. Der Sou-
verän kann damit nicht mehr über 
sein eigenes Recht bestimmen. Die 
direkte Demokratie wäre im Kern 
zerstört.

Vorrang der Bundesverfassung
Mit dem nun vorliegenden Vorschlag 
für eine Volksinitiative «zur Umset-
zung von Volksentscheiden – Schwei-
zer Recht geht fremdem Recht vor» 
soll die Schwächung und Aushebe-
lung der Volksrechte bekämpft wer-
den. Die Umsetzung und Durchset-
zung der Verfassung soll nicht mehr 
mit dem Hinweis auf internationales 
Recht verhindert werden können. 
Widerspricht ein Staatsvertrag der 
Verfassung, muss er neu ausgehan-
delt oder, wenn dies nicht geht, ge-
kündigt werden; neue Staatsverträge, 
die der Verfassung widersprechen, 
dürfen selbstverständlich gar nicht 
erst abgeschlossen werden. Vorrang 
gegenüber der Bundesverfassung soll 
– wie es schon jetzt in der Verfassung 
steht – nur das zwingende Völker-
recht haben. Damit dieser Begriff 
aber nicht immer weiter ausgedehnt 
wird, ist er in Anlehnung an das

Wiener Übereinkommen über das 
Recht der Verträge zu defi nieren.

Parteigremien entscheiden
Der Vorschlag für einen Initiativ-
text geht nun an die Parteigremien 

zur Bereinigung und Beschlussfas-
sung. 

Zuständig für die Lancierung ei-
ner Volksinitiative ist schlussend-
lich die Delegiertenversammlung 
der SVP Schweiz.

Volksinitiative zur Umsetzung 
von Volksentscheiden – Schwei-
zer Recht geht fremdem Recht 
vor (Die kursiv gesetzten Texte vor (Die kursiv gesetzten Texte vor
sind die vorgeschlagenen Verfas-
sungsänderungen, die gerade ge-
setzten Texte entsprechen der heu-
te geltenden Verfassung)

Art. 5 Abs. 1: Grundlage und 
Schranke staatlichen Handelns ist 
das Recht. Die Bundesverfassung ist 
die oberste Rechtsquelle der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft.

Art. 5 Abs. 4: Bund und Kantone 
beachten das Völkerrecht. Die Bun-
desverfassung steht über dem Völker-
recht und geht ihm vor, unter Vorbehalt 
der zwingenden Bestimmungen des 
Völkerrechts. Als zwingend gelten dieje-
nigen Bestimmungen, die gemäss dem 
Wiener Übereinkommen über das 
Recht der Verträge in der Fassung vom 
23. Mai 1969 von der internationalen 
Staatengemeinschaft in ihrer Gesamt-

heit angenommen und anerkannt wer-
den als Bestimmungen, von denen nicht 
abgewichen werden darf und die nur 
durch eine spätere Bestimmung des all-
gemeinen Völkerrechts derselben 
Rechtsnatur geändert werden können.

Art. 56a (Völkerrechtliche Verpfl ich-
tungen): Der Bund und die Kantone ge-
hen keine völkerrechtlichen Verpfl ich-
tungen ein, die der Bundesverfassung 
widersprechen. Im Fall eines Wider-
spruchs sorgen sie für eine Anpassung 
der völkerrechtlichen Verpfl ichtungen 
an die Vorgaben der Bundesverfassung, 
nötigenfalls durch Kündigung der be-
treffenden völkerrechtlichen Verträge. 
Vorbehalten sind die zwingenden Be-
stimmungen des Völkerrechts.

Art. 190: Bundesgesetze und völ-
kerrechtliche Verträge, deren Genehmi-
gungsbeschluss dem Referendum unter-
standen hat, sind für das Bundesge-
richt und die anderen rechtsan-
wendenden Behörden massgebend.

Initiativtext

In der Schie� age
Die klare rechtsstaatliche Regelung, wonach Volk und Stände für die Recht-
setzung auf Verfassungsstufe zuständig sind, ist in Schiefl age geraten. Parla-
ment, Bundesrat, Verwaltung und Gerichte halten sich nicht mehr an das 
rechtmässig gesetzte Recht und entmachten so den höchsten Gesetzgeber – den 
Souverän. Sie setzen Volksentscheide häufi g nicht mehr um – und dies, obwohl 
sie von Volk und Ständen im Rahmen der Verfassung allein dafür eingesetzt 
worden sind, der Verfassung nachzuleben und sie umzusetzen.

a. Bundesrat Christoph Blocher

Weitere Artikel zur Initiative zur Umsetzung von Volksentscheiden 
sind auf Seite 5 zu fi nden. 



Der Zürcher Bote  |  Nr. 33  |  Freitag, 15. August 2014 KANTON ZÜRICH  3

                Ja zum Schutz der Privatsphärewww.privatsphaere-schuetzen.ch 

Jetzt unterschreiben!

WENN DER STAAT ZUM VIELFRASS WIRD

Der Kanton Zürich und die Risiken für die Steuerzahler

«Je weniger die Leute wissen, wie die 
Würste und Gesetze gemacht werden, 
umso besser schlafen sie» (Otto von
Bismarck). 

Von Otto von Bismarck wird behaup-
tet, dass er für das Scheitern der De-
mokratie in Deutschland in der ers-
ten Hälfte des letzten Jahrhunderts 
mitverantwortlich gewesen sei. 

Zahlen
Im Kanton Zürich leben 1,43 Millio-
nen Einwohner, davon ein Viertel 
Ausländer. Gesamthaft beschäftigt 

der Staat im Kanton  rund 90000 Mit-
arbeiter, müssen doch die 35000 An-
gestellten der beiden an der Infusion 
des Kantons hängenden Städte Zü-
rich und Winterthur auch dazu ge-
zählt werden. Wem gehört das Unter-
nehmen Staat? 

Den Steuerzahlern. Sie sind die Ei-
gentümer, sie zahlen die Rechnung 
und sie stehen schlussendlich mit ih-
ren Steuern für den Gross-Konzern 
Kanton Zürich gerade. Der Kanton 
Zürich (ohne Uni, Fachhochschulen, 
Spitäler, Gerichte, Strom- und Was-
serversorger etc.) weist eine konsoli-
dierte Bilanzsumme von rund 21 Mil-
liarden und einen konsolidierten 
Aufwand von rund 14,2 Milliarden 
Franken auf. Der Aufwand ist in den 
letzten 15 Jahren um mehr als ein 
Drittel gestiegen. Die Brutto Ver-
schuldung des Kantons – ohne öffent-
lich-rechtliche Anstalten – beläuft 
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auch zu nutzen, und zum Beispiel ein 
zusätzliches Geschoss zu bauen. Das 
illustriert, wie inkonsequent Politi-
ker sein können. 

Wer bewohnt die
günstigen Wohnungen?
Der Begriff «preisgünstiger Wohn-
raum» ist nicht genau defi niert. Als 
tragbar werden je nach Einkommen 
Mieten zwischen einem Viertel und 
einem Drittel des Bruttoeinkom-
mens angesehen. Eine aktuelle Stu-
die zeigt auf, dass es in Zürich auch 
für die Ärmsten genügend tragbare 
Wohnungen gäbe, wenn diese auch 
durch diese Gruppe bewohnt werden 
könnte. 

Die gleiche Studie zeigt zudem
auf, dass Personen ohne Vermögen in 
der Tendenz eher bei Privaten als
bei Genossenschaften wohnen. Auch 
wird aufgezeigt, dass die günstigsten 
Wohnungen zum Teil von Leuten
bewohnt werden, die sich eine teure-
re leisten könnten. Sehr oft ist der 
Grund auch, dass Genossenschaf-
ten die Belegungsvorschriften nicht 
durchsetzen. 

Subjekt- statt Objekt�nanzierung
Für die Zukunft ist ein Wechsel
von der Objektfi nanzierung (Verbilli-
gung von einzelnen Wohnungen, 
ganzen Gebäuden oder sogar Über-
bauungen) zur Subjekthilfe (Unter-
stützung von einzelnen Person) an-
zustreben. Statt nach dem Giess-
kannenprinzip würde diese Form
der Unterstützung echt hilfebedürf-

tigen Personen und Familien zugute-
kommen.

Nur wenige pro�tieren
Der Gegenvorschlag führt zu einer 
ungerechten Zweiklassen-Mieterge-
sellschaft. Einige wenige kommen in 
den Genuss von vergünstigten Woh-
nungen, während die Mehrzahl der 
Mieter eine Miete im freien Segment 
bezahlen muss. Warum und auf 
Grund welcher Kriterien sollen in ei-
nem Gebäude zum Beispiel mit neun 
Wohnungen drei Mieter von einem 
tieferen Mietzins profi tieren? 

Da schlussendlich mit dem ganzen 
Objekt ein angemessener Ertrag er-
zielt werden muss, zahlen die Mieter 
der anderen sechs Wohnungen die 
Differenz. Subventionierte oder ver-
billigte Wohnungen gelten als «ge-
meinnützig». Ich bin der Ansicht, sich 
die eigene Wohnung von anderen 
subventionieren zu lassen, ist nicht 
gemeinnützig sondern ungerecht. 

Kommt es von ungefähr, dass in 
Wohnbaugenossenschaften über-
durchschnittlich viel doppelverdie-
nende Teilzeitarbeitende wohnen? 
Ich habe nichts dagegen, wenn je-
mand dieses Modell lebt, aber bitte 
nicht auf Kosten der anderen. Dies 
sind entweder die Steuerzahler oder 
die Mieter der übrigen Wohnungen. 
Jemand bezahlt immer!

Ich bitte Sie, die unnötige und 
schädliche Änderung des PBG ab-
zulehnen und am 28. September 
NEIN zu stimmen.

Hans-Peter Amrein
Kantonsrat SVP
Küsnacht

Jetzt anmelden

32. Kantonales SVP-Schiessen
12./13./14. September 2014
Schützenverein Wädenswil, Schiessanlage Beichlen, 8820 Wädenswil
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nd Barbetrie

b

an allen Schiesstagen

Überraschungsgast am Sonntag und Unterhaltung
im Festzelt mit Wadin-Quintett
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Gruppen: Bestehend aus 4 Schützen (3 Zählresultate) einer SVP-Sektion
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sich auf rund 11,2 Milliarden, was 
fast 8000 Franken Schulden pro Ein-
wohner ausmacht. 

Erwartungen an den Staat
Noch nie in der Geschichte ist es den 
Einwohnern des Kantons Zürich über 
eine so lange Zeit so gut gegangen 
wie heute. Parallel dazu sind die Er-
wartungshaltung und Forderungen 
vieler Menschen an den Wohlfahrts-
staat ins Unermessliche gestiegen. 
Der Staat muss praktisch für alles 
geradestehen. Doch auch mit einer 
erhöhten Wirtschaftsleistung und ei-
ner Masse von (jungen) Immigranten 
sind unsere immer weiter aufgebläh-
ten sozial-staatlichen Leistungen 
nicht mehr fi nanzierbar.

Steuererhöhungen/Ermöglichung 
zusätzlicher Verschuldung
Auch aufgrund der weiter steigenden 
Bevölkerung und den damit verbun-
denen zusätzlichen Infrastruktur-
kosten und der Aufblähung des 
Staatsapparates ist davon auszuge-
hen, dass die Zürcher Regierung bald 
nach den National- und Ständerats-
wahlen, also in rund 13 Monaten, für 
das Steuerjahr 2015, eine Steuererhö-
hung von 7–10 Prozent beantragen 
wird. 

In der Zwischenzeit überwälzt der 
Kanton weiter Kosten auf die Kom-
munen und hilft aktiv, mittels Ein-
führung eines höchst fragwürdigen 
und umstrittenen neuen Rechnungs-
modells (Harmonisiertes Rechnungs-
modell 2 - HRM2), die Bilanzen von 
13 sogenannten Zürcher-Pilotge-
meinden (u. a. auch die Stadt Winter-
thur) zu schönen. So erlaubten die 
kreativen, neuen Haushaltsregeln 
des Gemeindeamtes des Kantons Zü-
rich (Umstellung von geltender, de-
gressiver Abschreibungsmethode zu 
linearen Abschreibungen und Auf-
wertung des Verwaltungsvermögens 
auf einen sogenannten «Verkehrs-
wert»), der Stadt Winterthur auf dem 
Kapitalmarkt (via ZKB) 100 Millionen 
Franken zur Sanierung der maroden 
städtischen Pensionskasse aufzuneh-
men. 

Die Zürcher Kantonlbank (ZKB)
Die Zürcher Steuerzahler sind auch 
persönlich haftende Teilhaber einer 
der drei grössten Universalbanken in 
unserem Land. Die Zürcher Kanto-
nalbank wurde vor kurzem von der 
Nationalbank zu einer sogenannt 
systemrelevanten Bank erklärt. 

Die ZKB hat eine Bilanzsumme 
von rund 147 Milliarden, verfügt 
über ein Eigenkapital von 9 Milliar-
den und hat rund 70 Milliarden Hy-
pothekarforderungen in ihren Bü-
chern.  Deshalb muss die Bank – trotz 
unbeschränkter Staatsgarantie des 
Kantons –  strengeren Eigenmittelan-
forderungen als die meisten anderen 
Banken in unserem Lande entspre-

chen. Sie befi ndet sich damit neu in 
der Super-Liga der Schweizer Banken 
und gilt als eine der drei grössten 
und systemrelevanten Universal-
Banken im Land. Mit einem Kon-
traktvolumen von rund 467 Milliar-
den ist sie unangefochtene Markt-
führerin im Derivategeschäft in der 
Schweiz. Die Zahlen belegen es:

Die ZKB hat eine solche Grösse er-
reicht, dass sowohl bei den Hypothe-
karausleihungen der Bank als auch 
beim  Derivategeschäft sogar von ei-
nem Klumpenrisiko ausgegangen 
werden muss. Das weitere Wachstum 
der ZKB – besonders im Hypothekar-
geschäft − und die Gesamtstrategie 
der Bank – auch mit Sicht auf das 
Auslands- (Kredit-) und das Derivate-
geschäft – müssen grundlegend über-
dacht werden. 

Das Thema ZKB gehört ganz nach 
oben auf die Prioritätenliste des Par-
laments, ist die ZKB doch eine Parla-
mentsbank. Eine international tätige 
Bank, welche dem Staat gehört, ist 
erpressbar. Nach der Busse aus den 
USA werden so sicher wie das Amen 
in der Kirche weitere Bussen folgen. 
Allen voran Italien, aber auch 
Deutschland und Frankreich werden 
sicher auf den Geschmack kommen 
und an die Honigtöpfe wollen – so-
bald die USA ihre Bussen von den 
Schweizer Banken eingetrieben ha-
ben. Und darum müsste die Politik 
jetzt handeln! Müsste …, denn solan-
ge die ZKB Jahr für Jahr den Zürcher 
Gemeinden Zahlungen leistet – und 
diese Zahlung schon im Vorjahr mit 
Regelmässigkeit als fester Budget-Be-
standteil in den Budgets von den 
meisten Gemeinden auftaucht – so-
lange wird die Politik die heisse Kar-
toffel ZKB weiter ignorieren. 

Bis es zu spät ist. Denn platzt die 
Immobilienblase – die Nationalbank 
warnt seit Monaten von einer sol-
chen Blase – dann ist es zu spät. Und 
es ist auch dann zu spät, sollten EU 
und die Europäische Zentralbank 
(EZB) nicht nur weiter unbegrenzt 
Schulden aufhäufen und Geld dru-
cken, sondern zwecks vermeintli-
chem Abbau des Schuldenberges, 
auch zu einer Vermögensabschöp-
fung schreiten. 

Vermögensabschöpfung
Bis anhin haben in diesem Jahrtau-
send erst Zypern und kürzlich Spani-
en zu dieser Methode der Enteignung 
gegriffen. Doch wenn sogar die ehr-
würdige Deutsche Bundesbank als 
Zentralbank der grössten Volkswirt-
schaft Europas in ihrem Monatsheft 
Februar 2014 für eine Vermögensab-
schöpfung in sogenannten «Ausnah-
mesituationen» plädiert und die ös-
terreichische Regierung vor einigen 
Wochen verlauten liess, dass sie – das 
erste Mal überhaupt in der Nach-
kriegszeit in Europa – trotz expliziter 
Staatsgarantie für eine Bürgschaft 

nicht geradestehen will, dann müss-
ten alle Alarmglocken läuten. Es 
braucht nicht viele weitere solcher 
Sündenfälle in Europa und das Ver-
trauen der Bürger zum Staat ist ganz 
am Nullpunkt angelangt. Die Aus-
wirkungen wären gravierend, auch 
für unser Land, unseren Kanton und 
unsere aufgeblähte Staatsbank. Doch 
leider handelt die Politik fast nie pro-
aktiv – ganz besonders nicht, wenn 
die Honigquelle ZKB noch üppig 
sprudelt und es zusätzlich auch noch 
Pfründe zu verteilen gibt.

Abschaffung der
Globalbudgetierung
«Je weniger die Politiker im Kanton Zürich 
wissen, wie das Budget gemacht wird, um-
so ruhiger schlafen sie weiter.»

Eine der grösste Herausforderung 
erscheint darum, dass es den bürger-
lichen Parteien gemeinsam und an 
einem Strang ziehend gelingt, die 
massiv steigenden Staatsausgaben, 
insbesondere im Bereich Soziales, im 
Gesundheitssektor und bei der Bil-
dung zu taillieren sowie den unge-
bremst wachsenden Verwaltungsap-
parat auf ein vernünftiges Mass zu 
bringen. Wie soll das angegangen 
werden? Zuallererst muss die im Kan-
ton Zürich seit den 90er Jahren gel-
tenden Globalbudgetierung abge-
schafft werden. Der Kantonsrat – und 
nur er und eben nicht die Regierung 
– verfügt über die Budgethoheit in 
unserem Kanton. 

Eine intransparente Budgetierung 
via Indikatoren, gemäss geltender 
Regelung, ist höchst unseriös und 
unglaubwürdig. Transparenz muss 
wieder hergestellt werden. Weder 
ein Unternehmen noch eine staatli-
che Verwaltung können mit soge-
nannten Indikatoren geführt wer-
den. 

Die Regierung muss gezwungen 
werden, zu einer transparenten und 
nachvollziehbaren Budgetierung zu-
rückzukehren.

Faire Gebühren und Abgaben
Im nächsten Frühjahr wird im Kan-
ton Zürich über die Volksinitiative 
«JA zu fairen Gebühren» des  Kanto-
nalen Gewerbeverbandes abge-
stimmt. Mit der Annahme dieser Ini-
tiative wird ein weiterer, massgebli-
cher Schritt zu mehr Transparenz 
und tieferen Kosten für Gewerbe und 
Bürger erreicht werden.

Fazit
In Anlehnung an ein Zitat des Philo-
sophen Karl Gutzkow, folgende Fest-
stellung:

«Wenn der Staat so zum Vielfrass ge-
worden ist, wie gegenwärtig, und die Bür-
ger sich nicht dagegen wehren, dann ge-
lingt es den Linken eher früher wie später, 
uns die allgemeine Gütergemeinschaft 
aufzuzwingen.» 

Und das wollen wir nicht!
Genf leidet unter einer ernsthaf-
ten Wohnungsknappheit, beson-
ders für Mietobjekte mit modera-
ten Mietzinsen. Im Kanton Genf 
stehen weniger als 2 Prozent aller 
Wohnungen frei. 

Das Angebot kann schlicht nicht 
mit der dynamischen Nachfrage 
mithalten. Die Folge sind massiv 
steigende Wohnungspreise. 

Was sind die Gründe für dieses 
Ungleichgewicht auf dem Woh-
nungsmarkt?
• Renditebeschränkungen: In ge-

wissen Sonderzonen legt der 
Staat die Miet- und Bodenpreise 
fest. Diese Regulierung hemmt 
Investitionen in den Wohnungs-
bau. Für Investoren ist es unat-
traktiv, unter diesen Umständen 
neue Bauprojekte zu lancieren.

• Bürokratie: Das Genfer Gesetz 
schreibt vor, dass neue Liegen-
schaften in der Sonderzone ei-
nen Mindestanteil an Sozialwoh-
nungen enthalten müssen. Diese 
rigiden Vorgaben komplizieren 
die Planung und Bewilligung 

von neuen Wohnprojekten und 
machen Bauvorhaben noch un-
attraktiver.

• Diskriminierung: Die rigiden 
Regulierungen in den Sonderzo-
nen beeinfl ussen auch den frei-
en Wohnungsmarkt negativ. Der 
Nachfrageüberhang führt auf 
dem übrigen Gebiet zu massiven 
Preisanstiegen. Zwischen 2000 
und 2013 sind die Mietpreise in 
Genf um über 120 Prozent ge-
stiegen. Die Leidtragenden die-
ser Fehlentwicklungen sind sehr 
oft Familien und Studenten.
Die staatlichen Eingriffe in Genf 

haben ihre Ziele deutlich verfehlt. 
Die Vorschriften und Einschrän-
kungen haben dazu geführt, dass 
bei weitem nicht so viel wie nötig 
investiert wird. 

Das Angebot bleibt dadurch
weit hinter der Nachfrage zurück. 
Will man günstige Mieten, darf
der Markt möglichst wenig einge-
schränkt werden. Die Fehler von 
Genf dürfen wir im Kanton Zürich 
auf keinen Fall wiederholen!

Warnendes Beispiel «Genf»



4  AKTUELL Der Zürcher Bote  |  Nr. 33  |  Freitag, 15. August 2014

ANLASS DER OFFIZIERSGESELLSCHAFT ZÜRCHER UNTERLAND 

Gedenkfeier zum Ausbruch des 1. Weltkriegs vor 100 Jahren 
Anlässlich 100 Jahre Ausbruch des 1. Weltkrieges organisierte die Of� ziersgesellschaft Zürcher Unterland unter der Leitung von Präsident Remo Sonderegger am 3. August 2014 in der Evangelisch-
reformierten Kirchgemeinde Bülach einen äusserst eindrücklichen und würdigen Gedenkanlass. Ein Tag des Innehaltens, der Einkehr und des Mitfühlens. Die Angehörigen der OGZU und Gäste gedach-
ten aller Gefallenen und Opfer aller Nationen des Krieges und der Gewaltherrschaft. Sie gedachten auch der Familien, die von der Not und den Entbehrungen des langen Krieges betroffen waren. 

ZB. Die Kirche war ein würdiger Ort, 
um über eine der grössten Katas-
trophen des 20. Jahrhunderts zu
sprechen. Sich die Frage zu stellen, 
was diese Katastrophe uns eigent-
lich heute auf den Weg mitgibt. Wel-
che Lehren ziehen wir daraus? Prof. 
Dr. Rudolf Jaun  leistete einen ge-
schichtswissenschaftlichen Beitrag 
«Der Erste Weltkrieg und seine mili-
tärischen und gesellschaftlichen Ge-
fechtsfelder». 

Im Anschluss an die ergreifenden 
Worte von Pfarrerin Yvonne Wald-
both referierten die Zürcher Kan-
tonsrätin Jacqueline Hofer, National-
rat Jakob Büchler und Brigadier Mar-
tin Vögeli. Das 20. Jahrhundert rief 
hohe Erwartungen hervor, aber es 
zerstörte gerade zu Beginn Illusio-
nen, Werte und Ideale. Der 1. Welt-
krieg von 1914 bis 1918 gab dem Jahr-
hundert die verhängnisvolle Prä-
gung. Ein Krieg, der schnell zu einem 
Kontinentalkrieg und einer Urkatas-
trophe wurde.

Unendliches Leid
Kantonsrätin Jacqueline Hofer eröff-
nete ihre Ansprache mit dem Zitat 
von Edward Grey, britischer Aussen-
minister. Dieser stand am 3. August 
an einem Fenster und sagte: «Die 
Lampen gehen in ganz Europa aus. 
Wir werden sie nie wieder leuchten 
sehen.» 

Der 1. Weltkrieg verwüstete nicht 
nur Europa, sondern veränderte tief-
greifend die ganze Welt. Auch wenn 
die Schweiz kein Krieg führender 
Staat war, ging der Krieg nicht spur-
los an der Schweiz vorüber. Ende Juli 
1914 wurden die Schlagzeilen in Zür-
cher Zeitungen grösser und fetter. 
Was nach der Ermordung des öster-
reichischen Kronprinzen gewesen 
war, trat tatsächlich ein: die Mächte 
Europas rüsteten zum Krieg. Am 31. 
Juli 1914 ordnete der Bundesrat die 
Pikettstellung der Armee an. Kurz 
darauf verkündeten in allen Gemein-
den Plakate die Mobilmachung auf 
den 3. August 1914. 

Die Mobilmachung bedeutete ei-
nen einschneidenden Eingriff in
jede Familie. Obwohl sich der ser-
bisch-österreichische Konfl ikt zu ei-
nem europäischen Konfl ikt ausweite-
te, schien man zuversichtlich, dass 

sich unser Land aus dem Kriegs-
geschehen heraushalten würde. Weit 
mehr fürchtete man sich vor einer 
Wirtschaftskrise und vor einer Ver-
sorgungslücke. Die Konsumenten-
preise verdoppelten sich und es fehl-
te mehr und mehr an Nahrungs-
mitteln und Rohstoffen. 

Mit den zunehmenden Schwierig-
keiten rationierte der Bundesrat 
schrittweise die Grundnahrungsmit-
tel. Viele konnten sich nur knapp 
über Wasser halten. Die Kleider der 
einfachen Leute wurden immer schä-
biger und es bildeten sich Schlangen 
vor Fürsorgeeinrichtungen. Es fehlte 
der Männerlohn, und die Soldaten
erhielten keinen Erwerbsersatz. Das 
Bargeld fehlt auch im Geschäftsleben 
und hemmte dieses zusätzlich. Ein-
zelne Unternehmen zahlten die Löh-
ne in Gutscheinen aus, und sogar
für den Sold der Soldaten fehlte das 
Bargeld. 

Das Leben in der Stadt und auf
dem Land veränderte sich nachhal-
tig. Mangel, Unterernährung und 
Hunger waren in breiten Bevölke-
rungskreisen spürbar. Der Erste 
Weltkrieg forderte weltweit rund
17 Millionen Todesopfer, davon 7 Mil-
lionen Zivilisten. Hinzu kommen 
Millionen von Menschen, die bis hin 
zur Unkenntlichkeit und Invalidität 
verwundet wurden. Zudem starben 
nach dem Kriegsende unzählige ehe-
malige Weltkriegssoldaten noch an 
den Folgen von Kriegsverletzungen 
und mitgebrachten Krankheiten in 
relativ niedrigem Lebensalter. Das 
sind Zahlen, vor denen unsere Vor-
stellungskraft versagt. 

Das unendliche Leid, das den Men-
schen und deren Angehörigen an-
getan wurde, ist für uns Nachkriegs-
generationen unvorstellbar. Umso 
wichtiger ist es, deren Erlebtes aufzu-
schreiben, zu dokumentieren und 
für die Nachwelt als Mahnung zu er-
halten. 

Neutralität verschonte die 
Schweiz
In der Schweiz forderte die Spani-
sche Grippe die überaus weitaus 
meisten Toten, überdurchschnittlich 
häufi g junge Soldaten.  1918 erkrank-
ten in der Schweiz 2 Millionen Men-
schen – etwa jeder zweite – an der 

Spanischen Grippe. Männer waren 
stärker betroffen als Frauen, jüngere 
mehr als ältere. 

Rund 15000 Soldaten starben im 
Aktivdienst. Dass die Schweiz vom 
Kriegsgeschehen verschont geblie-
ben ist, ist auf die Neutralität unseres 
Landes und insbesondere auf eine 
starke und glaubwürdige Landesver-
teidigung und deren abschrecken-
de Wirkung zurückzuführen. Die 
Schweiz war fähig, die Neutralität 
auf Dauer zu bewahren und keine 
Partei im Grossen Krieg zu unter-
stützen. 

Sie war bereit, ihre neutrale Unab-
hängigkeit notfalls mit Waffenge-
walt zu verteidigen und verwehrte 
jeder fremden Macht die Errichtung 
von Stützpunkten, geplante Durch-
märsche und Besetzungen. Hier gilt 
es das Vertrauen in die Schweizer
Armee hervorzuheben. Es ist heute 
so normal geworden, dass viele von 
einem friedlichen Zustand ausge-
hen, dass die Lehren des 1. und des
2. Weltkrieges zu verblassen drohen. 
100 Jahre nach Beginn der grossen 
Katastrophe des grossen Krieges se-
hen wir heute im Osten des europäi-
schen Kontinentes einen bewaffne-
ten Konfl ikt im ukrainisch-russi-
schen Gebiet und das klare Zeichen, 
dass der Frieden selbst in Europa 
nicht der Normalfall ist. Syrien ist
in einem schrecklichen Bürgerkrieg 
mit vielen tausenden von Todesop-
fern. 

Einer für alle, alle für einen
Die religiös bedingt ewig schwelen-
de kriegerische Auseinandersetzung 
im Nahen Osten erreicht allenfalls 
Waffenstillstände, aber keinen dau-
erhaften Frieden. Auch die Türkei 
ringt um einen innergesellschaftli-
chen Frieden. 

Wir dürfen unsere Augen vor die-
sen Erschütterungen nicht verschlies-
sen. Wir müssen ernst nehmen, dass 
es alte und neue Bedrohungsformen 
gibt und dass wir unser Land davor 
schützen müssen. In den Gefährdun-
gen und Erschütterungen der Gegen-
wart braucht es Menschen, braucht 
es Politiker, die für das Erfolgsmodell 
Schweiz einstehen. Eine Sicherheits-
politik ist dabei nur möglich, wenn 
wir neben einer wirksamen Politik 

DELEGIERTE TAGTEN IN EINER WERKHALLE IN ANDELFINGEN

SVP Bezirk Andel� ngen nominiert Kantonsratsliste
An der Delegiertenversammlung der SVP Bezirk Andel� ngen in Andel� ngen wurden die Kandidaten für die Kantonsratswahlen 2015 nominiert. Nebst den beiden Bisherigen Konrad Langhart und
Martin Zuber treten Jürg Grau und neu Paul Mayer an.

RoMü. In diesem Jahr tagten die 46 
Delegierten der SVP Bezirk Andelfi n-
gen für einmal an einem etwas aus-
sergewöhnlichen Ort. In der grossen 
Werkhalle der Wepfer Technics in 
Andelfi ngen stand die Nomination 
der Kantonsratskandidaten für die 
Wahlen 2015 im Zentrum. Bereits
im Vorfeld erklärten sich die beiden 
Bisherigen Konrad Langhart (Ober-
stammheim) und Martin Zuber (Wal-
talingen) bereit, nochmals anzu-
treten. Ebenfalls signalisierte der 
Feuerthaler Gemeindepräsident Jürg 
Grau seine erneute Bereitschaft, in 
den Wahlkampf zu steigen. «Ich bin 
nochmals sehr motiviert, mich mit 
aller Kraft für die Anliegen der SVP 
einzusetzen», so Grau. Zudem lagen 
mit dem KMU-Mann aus der Metall-
baubranche Paul Mayer und Matthias 
Stutz ebenfalls ein Vertreter aus dem 
KMU-Bereich zwei weitere Nominati-
onen vor. Beide kommen aus Martha-
len, Mayer ist 50-jährig und beschäf-
tigt in seinem Betrieb 33 Mitarbeiter, 
davon 10 Lehrlinge. Der 39-jährige 
Stutz arbeitet in Winterthur und 
führt dort in einem grösseren KMU 

eine Geschäftseinheit. Dabei war die 
Partei in der komfortablen Lage, dass 
den Delegierten mehr Kandidaten 
zur Verfügung standen, als Sitze auf 
der Liste zu vergeben waren. In ge-
heimer Wahl schafften die Nomina-
tion in der ersten Runde Konrad 
Langhart, Paul Mayer und Martin Zu-
ber, indem sie das notwendige abso-
lute Mehr der 45 Delegierten erreich-
ten. Es brauchte dann noch zwei wei-
tere Wahlgänge, bis das Rennen zwi-
schen Grau und Stutz entschieden 
war, indem Grau bei 43 abgegebenen 
Stimmen deren 29 erreichte. 

Rückblickend verwies Bezirksprä-
sident Jürg Grau auf den grossen
Einsatz der Sektionen und Parteimit-
glieder, wenn es darum geht, Unter-
schriften zu sammeln. «Ohne diese 
Basisarbeit gäbe es keine effi ziente 
SVP-Politik», so Grau. Mit Blick auf 
den Veranstaltungskalender werden 
die durchaus gut besuchten Polit-
lunchs jeweils am ersten Mittwoch 
in den ungeraden Monaten fortge-
setzt und das kommende Parteijahr 
wird ganz im Zeichen der Kantons-
rats- und Regierungsratswahlen im 

April und den National- und Stände-
ratswahlen im Oktober stehen. 

Frust über KESB
«Wenn wir unser Milizsystem und 
die demokratische Mitsprache noch 
ganz begraben wollen, müssen wir 
noch mehr Gesetze analog zu jenem 
der KESB umsetzen», meinte ein et-
was aufgebrachter Delegierter unter 
dem Traktandum Verschiedenes. Sei-

ne Erfahrungen mit dieser angeblich 
so professionellen Kinder- und Er-
wachsenenschutz-Behörde waren al-
les andere als Schmeichelhaft. «Von 
dieser Behörde werde man rasch ein-
mal als Tubel betrachtet und diese 
habe auch in eigener Regie ein Ge-
bührenregelement erarbeitet, wel-
ches die Kosten in die Höhe treibt, 
ohne dass diese gerechtfertigt seien», 
hielt er weiter fest. «Wir Gemeinde-

präsidenten und auch unsere Kan-
tonsräte haben diese Sorgen und
Probleme erkannt und ich muss fest-
stellen, dass es auch im Kanton 
Schaffhausen ähnliche Probleme 
und Unstimmigkeiten zwischen der 
KESB und den Gemeindebehörden 
gibt», hielt Grau fest. 

Er versicherte aber, dass man im 
Bezirk Andelfi ngen alles daran setzt, 
eine Besserung zu erreichen. 

auch über die militärischen Mittel 
am Boden und in der Luft verfügen, 
um in ausserordentlichen Situatio-
nen reagieren und bestehen zu kön-
nen. Nur so kann die Armee als Ge-
samtsystem ihre Aufträge erfüllen 
und als wichtiges Sicherungsmittel 
für den Schutz von Land und Leuten 
sorgen. 100 Jahre nach Ausbruch des 
1. Weltkrieges gilt es mehr denn je, 
die Erinnerung an die Lehren aus 
dem Grossen Krieg wachzuhalten. 

Die Schweiz ist ein wunderschö-
nes Land – eine einmalige Natur,
eine erfolgreiche Wirtschaft, sicher, 
stabil und wohlhabend. Zu ihr müs-
sen wir Sorge tragen. Das bedeutet, 
dass wir der Sicherheit unseres Lan-
des grösste Aufmerksamkeit schen-
ken müssen. 

Dass wir seit 170 Jahren keinen 
Krieg mit aktivem Eingreifen mehr 
hatten, haben wir nicht zuletzt dem 

wesentlichen Beitrag der Schweizer 
Armee zu verdanken. Ihre Präsenz 
und Glaubwürdigkeit hat neben der 
entschlossenen und klugen Haltung 
unserer Vorfahren viel zur Sicherheit 
und Stabilität beigetragen. Wir ge-
denken unserer Ahnen, die den 
Grundstein für den Wohlstand unse-
res Landes gelegt haben. 

Als kleines Land haben wir den 
heutigen Wohlstand erreicht, weil 
wir uns bis heute immer als Gemein-
schaft Schweiz verstanden haben 
und uns den Herausforderungen ge-
meinsam gestellt haben. Weil sich 
immer genügend Leute fanden, die 
bereit waren, für unser Land einzu-
stehen und Verantwortung zu über-
nehmen. 

Dieses Erfolgsrezept ist in der In-
schrift der Bundeshauskuppel schön 
zusammengefasst: Einer für alle, alle 
für einen. 

Die SVP im Bezirk Andel� ngen zieht mit Jürg Grau, Paul 
Mayer, Martin Zuber und Konrad Langhart in den Kantons-
ratswahlkampf (von l. n. r.).

Für einmal tagten die Delegierten der SVP in einer
Werkhalle.

LESERBRIEF

Die Linke weiss nicht, was die Linke tut
Ein Hauptargument der Linken zur 
Einführung der Einheitskasse lautet: 
Die Prämien würden sinken! Das ist 
eine reine Illusion! Mit einer Einheits-
kasse sparen wir keinen Rappen. Al-
leine die Systemumstellung kostet 
geschätzte 2 Milliarden Franken. Und 
wer wird dies bezahlen? Sie über Ihre 
Prämien!

Interessanterweise auch der SP-In-
nenminister Berset bekräftigt zu-

sammen mit dem Gesamtbundesrat, 
dass die Einheitskasse mangels Wett-
bewerb zu stärker steigenden Prämi-
en führt. 

Die befürwortenden Genossen wol-
len nicht sparen, sondern verstaatli-
chen. Deshalb sage ich Nein zur Ein-
heitskasse.

Rochus Burtscher, Kantonsrat, 
Dietikon
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SVP LANCIERT INITIATIVE ZUR UMSETZUNG VON VOLKSENTSCHEIDEN

Menschenrechtskonvention: Immer absurdere und weitergehende Befehle!  
Sie können bei jeder Abstimmung frei entscheiden, noch. Waren Sie für die Minarettverbotsinitiative oder dagegen? Unterstützen Sie die Ausschaffungsinitiative oder nicht? Sind Sie für die
lebenslange Verwahrung von nicht therapierbaren Sexual- oder Gewaltstraftätern oder dagegen? Das ist Ihr Recht! Und es ist auch Ihr Recht, etwas mittels Volksinitiative oder Referendum zur
Abstimmung zu bringen! Es gibt bei jeder Abstimmung Argumente für und gegen etwas. Aber seien Sie auf keinen Fall gegen die Direkte Demokratie, nämlich Ihr Recht, über all diese Fragen
selber zu entscheiden. Genau das ist heute gefährdet. 

Direkte Demokratie als Bremse: Kei-
ne Politik gegen den Bürgerwillen. 
Von uns Bürgerinnen und Bürgern 
geht alle Staatsgewalt aus. Mit dem 
Recht auf Volksabstimmungen kön-
nen wir unsere Stimme viel differen-
zierter zum Ausdruck bringen: Vor 
Volksabstimmungen kommt es zu 
einer breiten, oft zugespitzten, aber 
doch auch aufklärend wirkenden 
Diskussion. 

Volksabstimmungen decken Wi-
dersprüche zwischen Politikern und 
Wählern auf. Immer wieder ent-
scheiden die Bürgerinnen und Bür-
ger anders als zuvor das Parlament. 
Wer gefragt wird, wendet sich nicht 
ab. 

Ausufernder EGMR fernab
jeglicher Vernunft 
In den vergangenen Jahren uferten 
die Urteile des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (EGMR)
immer weiter aus. Sie griffen damit 
immer mehr in die Souveränität der 
Schweiz ein – obwohl bei Unterzeich-
nung der Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK) keine Rede 
von derart weitgehenden Beurteilun-
gen und Verurteilungen aller mögli-
chen und unmöglichen Rechtsberei-
che der Schweiz war. Nein, so war das 
ganz sicher nicht gemeint. Und die 
Kritik an den Urteilen des EGMR 
wird immer grösser – von Angela 
Merkel bis David Cameron. Vielen Ur-
teilen geht jeglicher gesunde Men-
schenverstand ab. 

Lassen Sie mich einige Beispiele er-
wähnen: 
• Urteil Maruo Espana: Ein krimi-

neller Asylbetrüger darf in der 
Schweiz bleiben, damit er seine 
fünfzehnjährige Tochter sehen 
kann. 

• Der EGMR stellt aus einzelnen Fäl-
len nicht selten eine Grundregel 
auf; dies wird in der Schweiz zum 
Anlass genommen, Gesetze zu än-
dern (z. B. Familiennamen) 

• Der EGMR neigt dazu, den Sachver-
halt frei zu würdigen und dabei 
auch echte Noven zu berücksichti-
gen; im Widerspruch zu Art. 35 
Ziff. 1 EMRK auch solche, die sich 
nach dem innerstaatlich letztins-
tanzlichen Entscheid ergeben ha-
ben (siehe Urteil Udeh; siehe auch 
Urteil Hasanbasic)

• Keine absoluten Verjährungsfris-
ten mehr 

Ausdünnung der Volksrechte 
Das ist eine komplett neue Interpre-
tation der Volksrechte. In Artikel 5 
Absatz 4 der Bundesverfassung wer-
den Bund und Kantone aufgefordert, 
das Völkerrecht zu «beachten» und 
gemäss Artikel 194 muss eine Teilre-
vision der Bundesverfassung die Ein-
heit der Materie wahren und darf
die zwingenden Bestimmungen des 
Völkerrechts nicht verletzen. Nicht 
mehr und nicht weniger. 

Abgesehen davon, dass nur wirk-
lich zwingendes Völkerrecht eine 
Schranke der Verfassungsrevision 
bildet, ist das Völkerrecht keine 
Schranke für die demokratische 
Rechtsetzung. Solange eine Volksini-
tiative zwingendes Völkerrecht nicht 
verletzt, gibt es also keinen Grund, 
eine Volks-initiative für ungültig zu 
erklären oder ausufernde ausländi-
sche Gerichtsentscheide über Landes-
recht zu stellen. 

Lukas Reimann
Nationalrat SVP
Wil (SG)

Auch in Zukunft wird bei uns also 
zwingendes Völkerrecht (z. B. Verbot 
des Völkermordes, des Angriffskrie-
ges, der Folter, der Sklaverei, der 
Zwangsarbeit) anerkannt und geach-
tet. Das Problem liegt darin, dass 
selbsternannte Experten, Funktionä-
re, Richter etc. ihre eigene Auffas-
sung als «zwingendes Völkerrecht» 
verkaufen wollen. Wenn eine Bun-
desrätin vor der «Macht der Mehr-
heit» warnt und eine Ständerätin von 
«schrankenlosem Mehrheitstotalita-
rimus» spricht, so spricht das Bände.

Umgehung demokratischer
Auseinandersetzungen 
Wem eine Volksinitiative politisch 
nicht passt, der kann sie nicht ein-
fach als völkerrechtswidrig bezeich-
nen. Zu glauben, die eigene Meinung
sei die einzig rechtstaatlich vertret-
bare, zeugt von Arroganz und Hoch-
mut. Wenn eine Volksinitiative mit 
100000 Unterschriften zustande 

kommt, dann ist dies ein Zeichen der 
Bevölkerung an die Politik. Die ent-
scheidende Frage ist und bleibt: Wer 
bestimmt, was Recht ist? Wer ent-
scheidet, was der demokratische Ver-
fassungsgeber darf und was nicht? 
Gibt es ein besseres Organ als das 
Volk selbst? 

Natürlich gibt es Volksentscheide, 
die ich persönlich lieber anders gese-
hen hätte. Aber das ist bei Gerichts-
urteilen nicht anders, und erst recht 
nicht anders ist es bei Feststellungen 
durch Expertenkommissionen. In je-
dem Staat muss jemand das letzte 
Wort haben, was letztlich gelten soll 
und was nicht. Vertrauen wir der Ur-
teilskraft des Volkes mehr als einer 
staatlichen und international ver-
bandelten Gerechtigkeitsexpertokra-
tie! 

Auch Professoren und Richter sind 
nicht frei von Fehlern. Je breiter der 
Entscheidungskreis, desto grösser die
Abstützung. 

Für eine verantwortungs-
volle Politik 
Die Weichen für die kommenden Ge-
nerationen werden heute gestellt. 
Renten, Wirtschaft, Umwelt, Ge-
sundheit, Technologie, Migration, Si-
cherheit und die Aussenpolitik wer-
den auch unsere Kinder und Enkel 
beschäftigen. Weitreichende und 
häufi g nicht mehr rückgängig zu
machende Entscheidungen brauchen 
eine breite Basis. Weil niemand ihre 
Folgen genau vorhersagen kann. Kei-
ne Regierung und kein Parlament 
kann hierfür allein die Verantwor-
tung übernehmen. Es bedarf eindeu-
tiger Entscheidungen des Souveräns, 
der Bürgerinnen und Bürger. 

Scheindemokratie verhindern 
Alle politischen Entscheidungen be-
treffen die Menschen. Insofern ist es 
selbstverständlich, dass den Betroffe-
nen die Chance gegeben wird, sich 
an Lösung und Diskussion der Proble-

me zu beteiligen. Durch Volksent-
scheide werden die Menschen ernst 
genommen und beteiligen sich stär-
ker an der Politik. Dadurch werden 
die Problemlösungsfähigkeit der 
Menschen und ihr Verständnis für 
die Politik gefördert. Eine Entschei-
dung der Bevölkerung wird eher ak-
zeptiert als die einer Regierung oder 
eines Parlaments und erst recht als 
die eines Gerichtes. 

Wenn das Volk nun noch über un-
wichtige Themen entscheiden kann 
und bei grossen und wichtigen Fra-
gen als «unmündig» abgekanzelt 
wird, so ist das allerhöchstens noch 
eine Scheindemokratie! Aus diesen 
Gründen müssen wir jegliche Versu-
che, die Direkte Demokratie abzu-
bauen, verhindern und scharf be-
kämpfen. Und aus diesen Gründen 
braucht es eine Volksinitiative, mit 
der sichergestellt wird, dass die Ent-
scheide des Schweizervolkes umge-
setzt werden.

KOMMENTAR

Ich will vor allem gutes Recht
Die Diskussion um den Vorrang von Völker- oder nationalem Recht verspricht zwar spannende intellektuelle Auseinandersetzungen, sie verdrängt aber
eine Frage von viel grösserer Bedeutung: Was garantiert den Menschen mehr Freiheit, der Weg der Schweiz, der auf Volkssouveränität und Eigenverant-
wortung basiert oder ein zentralistisches System mit einer Machtelite, die sich der demokratischen Kontrolle zu entziehen versucht?

Aus kaum nachvollziehbaren Grün-
den sind es häufi g «Nicht-Argumen-
te», die in der politischen Auseinan-
dersetzung den Ausschlag über Sieg 
und Niederlage geben. Zum Stan-
dardrepertoire von Politikern gehö-
ren: «Wer A sagt, muss auch B sagen» 
oder «wehret den Anfängen!». Sehr 
beliebt ist auch der Verweis auf die 
Zeit, bzw. die Abgrenzung zu einer 
vergangenen – vermeintlich schlech-
teren – Zeit: «Schliesslich leben wir 
im Jahr 2014!» oder «Das ist modern! 
(Wann wollt Ihr das endlich begrei-
fen, Ihr Ewiggestrigen?)». 

Im Abstimmungskampf um den 
Wechsel von der Warenumsatzsteu-
er zur Mehrwertsteuer pries FDP-
Ständerätin Vreni Spoerry letztere 
im Rahmen einer Podiumsdiskussi-
on als «moderne Steuer», woraus sie 
ableitete, man müsse dem System-
wechsel zustimmen. Der andere Po-
diumsteilnehmer, Nationalrat Chris-
toph Blocher, stand diesem Schritt 
nicht grundsätzlich negativ gegen-
über. Er stellte allerdings nüchtern 
fest: «Sowohl Warenumsatzsteuer 
wie Mehrwertsteuer sind in erster 
Linie Steuern.» Ob modern oder 
nicht, liess ihn kalt.

Was nützt mir mehr?
Die gleiche Betrachtungsweise emp-
fi ehlt sich im Disput um den Vor-
rang von Völkerrecht oder nationa-
lem Recht. Warum soll ich mich als 
freier Mensch nicht egoistisch für 
jenes Recht entscheiden, das mei-
nen Interessen besser dient? Wenn 
das Völkerrecht mein Eigentum bes-
ser schützt, bin ich für das Völker-
recht. Und, wenn das Schweizer 
Recht meine politischen Rechte bes-
ser schützt, bin ich für das Schwei-
zer Recht.

Schubert Praxis
Man mag dies als Rosinenpickerei 
betrachten, aber noch vor wenigen 

Jahren war das allgemeingültige 
Schweizer Rechtspraxis. Vom Bun-
desgericht begründet, trägt sie so-
gar einen Namen: «Schubert Praxis». 
Zu beurteilen war der Fall eines ös-
terreichischen Staatsbürgers, eines 
gewissen Herrn Schubert, der im 
Tessin ein Grundstück kaufen woll-
te, was ihm von den Tessiner Behör-
den unter Berufung auf einen allge-
mein verbindlichen Bundesbe-
schluss aus dem Jahr 1970 untersagt 
wurde. Schubert wiederum berief 
sich auf einen Vertrag aus dem Jahr 
1875 zwischen der Schweiz und der 
Österreichisch-ungarischen Monar-
chie, wonach er wie Schweizer Bür-
ger zu behandeln sei.

Mit Urteil vom 2. März 1973 stell-
te das Bundesgericht folgenden 
Grundsatz auf: Wenn ein (neueres) 
Bundesgesetz einem (älteren) Staats-
vertrag widerspricht und der Ge-
setzgeber ausdrücklich den Wider-
spruch zwischen Staatsvertrag und 
innerstaatlicher Norm in Kauf ge-
nommen hat, so sei das Bundesge-
richt an das Bundesgesetz gebun-
den. 

Es entbehrt nicht einer gewissen 
Ironie, dass das Bundesgericht diese 
Praxis ausgerechnet in einem Fall 
begründete, in dem es um den Er-
werb von Grundeigentum durch ei-
nen ausländischen Staatsangehöri-
gen ging. Kaum jemand wehrt sich 
derzeit stärker gegen die Lockerung 
der so genannten «Lex Koller» als die 
Sozialdemokraten unter Federfüh-
rung von Nationalrätin Jacqueline 
Badran. Es sind dies die gleichen 
Kreise, die heute so tun, als sei alles, 
was die Aufschrift «Völkerrecht» 
trägt, automatisch besser, und jede 
Kritik daran von vornherein natio-
nalistisch motiviert und daher ver-
werfl ich.

Zum Schutz der Persönlichkeit 
von Privatpersonen bestimmt das 
Zivilgesetzbuch in Artikel 27 aus 
nachvollziehbaren Gründen, dass 
niemand ganz oder zum Teil auf sei-
ne Rechts- und Handlungsfähigkeit 
verzichten kann, und weiter, dass 
sich niemand seiner Freiheit entäus-
sern oder sich in ihrem Gebrauch in 
einem das Recht oder die Sittlich-
keit verletzenden Grade beschrän-

ken kann. Das würde gewiss auch 
niemand tun, der bei klarem Ver-
stand ist und noch einen Funken 
Selbstachtung im Leibe hat. Warum 
also soll sich ein blühender und äus-
serst erfolgreicher Staat auf Gedeih 
und Verderb einer fremden, sich in 
Entwicklung befi ndlicher Rechts-
ordnung unterwerfen? Wer das for-
dert, muss unlautere Ziele verfol-
gen.

Beitrittshürde
«direkte Demokratie»
In Tat und Wahrheit geht es in der 
ganzen Diskussion natürlich – wie 
könnte es anders sein? – um den Bei-
tritt zur EU, dem Paradies der inter-
nationalistischen Linken. Auf die-
sem Weg stellt die direkte Demokra-
tie die wohl schwierigste Hürde dar. 
Hätten wir sie nicht, wäre die Debat-
te vollkommen überfl üssig, da der 
Bundesrat und die Mehrheit des Par-
laments ohnehin wollen, was die EU 
will.

In einem Anfl ug erfrischender 
Ehrlichkeit verkündete alt Bundes-
rat Joseph Deiss einst öffentlich und 
bis heute unwidersprochen, dass 
der EU-Beitritt für Bundesrat und 
Bundesverwaltung «ein in Arbeit be-
fi ndliches Projekt» sei, und es nun 
darum gehe, «Beitrittshürden zu be-
seitigen». Eine solche stellt auch Ar-
tikel 190 der Bundesverfassung über 
das für Bundesgericht und die ande-
ren rechtsanwendenden Behörden 
massgebende Recht dar. Es sind dies 
«Bundesgesetze und Völkerrecht». 
Und hier kommt die erwähnte Schu-
bert-Praxis zur Anwendung. Diese 
richtet sich keineswegs gegen das 
Völkerrecht. 

Schliesslich wäre es unsinnig und 
ein Verstoss gegen den Grundsatz 
von «Treu und Glauben», ohne die 
Absicht, sie auch einzuhalten, völ-
kerrechtliche Verträge abzuschlies-
sen. Verträge sind einzuhalten. Das 
ist klar. 

Aber genau wie jeder andere Ver-
trag geändert oder gekündigt wer-
den kann, gilt das auch für Verträge 
zwischen Staaten. Und mit dem Ein-
gehen einer vertraglichen Bindung, 
verzichtet ein Staat nicht auf sein 
souveränes Recht, eine Rechtsmate-

rie zu einem späteren Zeitpunkt an-
ders zu regeln. Selbstredend trägt er 
auch die Verantwortung für allfälli-
ge Konsequenzen.

Ein Vorschlag zur Güte
Es gibt auch Völkerrecht, das dermas-
sen unumstritten ist, dass gegen sei-
ne Ratifi kation nicht einmal das Re-
ferendum ergriffen wurde. Dazu 
gehört die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK). Sie wur-
de 1974 quasi als Ergänzung, oder 
besser Vervollkommnung der Bun-
desverfassung betrachtet. Letzterer 
fehlte es nämlich an einem umfas-
senden Katalog der Grund- und Frei-
heitsrechte. 

Das Bundesgericht, damals noch 
mit mehr Sinn für die Anliegen der 
Bürger gegenüber der Verwaltung, 
entwickelte diese zwar im Zuge sei-
ner Rechtsprechung, doch man hat-
te es lieber schriftlich.

Das Ganze wäre also unproblema-
tisch, würden die Richter des Euro-
päischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte (EGMR) nicht immer 
mehr Rechte usurpieren, von denen 
im Ratifi zierungsprozess nie die Re-
de war. Niemand hätte damals ge-
glaubt, dass es der Schweiz einmal 
von aussen verboten würde, Schwer-
kriminelle des Landes zu verweisen. 
Das Problem im Zusammenhang 
mit der EMRK, die klar zum Völker-
recht gehört, ist also nicht die Kon-
vention an sich, sondern ihre Ausle-
gung durch weltfremde, der demo-
kratischen Kontrolle durch die be-
troffenen Völker entzogene Richter.

Das Problem liesse sich mit einem 
Handstreich lösen. Wir müssten da-
zu lediglich den gesamten Text der 
EMRK telquel ins schweizerische 
Recht übernehmen, zum Beispiel 
als Anhang der Bundesverfassung – 
und gleichzeitig die EMRK kündi-
gen. Damit würde automatisch das 
Bundesgericht zuständig. Dann 
bräuchte die Vereinigte Bundesver-
sammlung nur noch gute Richter zu 
wählen. 

Das dürfte sich zwar als nicht 
ganz einfach erweisen, aber immer-
hin hätten wir dann wieder ein Bun-
desgericht, das für einen souverä-
nen Staat zuständig ist.

Claudio Zanetti
Kantonsrat SVP
Gossau
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Wildhüter Wolff
Wenn sich auf einer Strasse mit 
durchschnittlich 12300 Fahrzeu-
gen pro Tag fünf Verkehrsunfälle 
in fünf Jahren mit insgesamt einer 
verletzten Person ereignen, 
spricht man normalerweise von 
einer ausserordentlich sicheren 
Strasse. Nicht aber der rot-grüne 
Stadtrat. Denn Polizeivorsteher 
Wolff nimmt diese Unfallstatistik 
zum Anlass, um die Birmensdor-
ferstrasse zwischen Buchenrain-
weg und Parzellengrenze AR6019 
von Tempo 80 auf Tempo 60 her-
unter zu signalisieren. «Aus Grün-
den der Verkehrssicherheit», wie 
es in der Ausschreibung im Tag-
blatt der Stadt Zürich vom 12. 
März 2014 heisst. Dabei haben die 
fünf Unfälle in den fünf Jahren 
nachweislich nichts mit dem Aus-
baustandard der Strasse zu tun. 
Zwei Schleuderunfälle ereigneten 
sich infolge Unaufmerksamkeit 
und zwei weitere sind auf den 
Ein� uss von Alkohol zurückzufüh-
ren. Und in einem Fall lief ein 
wildlebendes Tier über die Fahr-
bahn. 
Fünf Selbstunfälle in fünf Jahren 
bei 12300 Fahrzeugen pro Tag. 
Statistisch ziemlich irrelevant. Wo-
mit sich die Frage stellt, ob eine 
öffentliche Ausschreibung mit ei-
ner völlig falschen Begründung 
überhaupt zulässig ist. Wurde die 
Bevölkerung gar mutwillig ge-
täuscht? Nie und nimmer geht es 
bei dieser Temporeduktion um 
die Verkehrssicherheit, sondern 
eher um das ideologische Ziel ei-
nes autofeindlichen Stadtrats, den 
Autoverkehr zu bekämpfen. Der 
Stadtrat will � ächendeckende 
Temporeduktionen.
Offensichtlicher könnten die Be-
weggründe nicht sein. Trotzdem 
beharrt der Stadtrat auf seiner fa-
denscheinigen Geschichte. In sei-
ner Antwort auf eine parlamenta-
rische Anfrage der SVP vermehrt 
der Stadtrat den einen realen 
Wildunfall einfach um weitere � k-
tive Unfälle: «Bei Wildunfällen ist 
mit einer sehr hohen Dunkelziffer 
zu rechnen, einerseits weil sie oft 
von den involvierten Verkehrsteil-
nehmenden nicht gemeldet wer-
den und andererseits weil verletz-
te Tiere in vielen Fällen re� exartig 
in den Wald zurückspringen, um 
dort zu verenden.» Mit anderen 
Worten: Wildhüter Wolff lässt 
12300 Fahrzeuge pro Tag langsa-
mer fahren, weil es aufgrund ei-
ner hypothetischen Mutmassung 
hypothetische Wildunfälle gege-
ben haben könnte.
Doch zurück zu den realen Unfäl-
len. Alleine die Glattalbahn ver-
zeichnet seit Betriebsbeginn 45 
Unfälle. Würde bei der Glattal-
bahn derselbe Massstab angelegt 
wie bei der Birmensdorferstrasse, 
müsste die Glatttalbahn «aus 
Gründen der Verkehrssicherheit» 
nicht nur temporeduziert, son-
dern umgehend eingestellt wer-
den. Aber eben, Linke messen be-
kanntlich mit zweierlei Ellen. Er-
eignen sich ganz viele Unfälle mit 
dem ÖV, ist dies anscheinend we-
niger schlimm, als wenn sich ganz 
wenige Unfälle mit dem Auto er-
eignen. Nicht nur Menschen, auch 
Unfälle werden nach gut und 
schlecht unterschieden.

Fadegrad

Günstig wohnen!Günstig wohnen!
Aber wer bezahlt?

Mittwoch, 27. August 2014, 20 Uhr
Stürmeierhuus Schlieren (grosser Saal)

Gesprächsteilnehmer

Hans Egloff nationalrat sVp
Rosmarie Joss Kantonsrätin sp
Andreas Wolf Andreas Wolf Andreas W Kantonsrat Grüne
Pierre Dalcher Kantonsrat sVp

GesprächsleitunG
Jürg Krebs chefred. limmattaler Zeitung

anschliessend Apéro und Gespräche

Wir freuen uns auf Ihren Besuch.Wir freuen uns auf Ihren Besuch.W

EINLADUNG ZUR PODIUMSDISKUSSION

Diskussion zur kantonalen Abstimmung vom 28. Sept. 2014: 
Planungs- und Baugesetz (Änderung vom 28. Okt. 2013; 

Festlegung Mindestanteil preisgünstiger Wohnraum)

Bezirk Dietikon

DER GEMEINDERAT ALS WILLIGER VOLLSTRECKER 

Von wo stinkt der Fisch in der Stadt Zürich?
Die links-grüne Elite hat ihre willigen Vollstrecker im Parlament. Nur die SVP wehrt sich mit Überzeug und Herz gegen den politischen Irrsinn. Das sonst
leider reibungslose Zusammenspiel zwischen dem dunkelroten Stadtrat und der zusätzlich unkritischen Mehrheit des Gemeinderates ist schuld an den massiven 
öffentlichen Aufwendungen. 

Die ausgabefreudigen Real-Monopo-
lyspieler verantworten die fast un-
glaublichen Bruttoschulden von bal-
digen 10 Milliarden Steuerfranken. 
Doch dies ist kein Spiel und es wird 
nur Verlierer geben. Da der abgehobe-
ne Stadtrat und seine Mehrheit der 
Willigen nicht auf Ausgaben-Entzug 
gehen wollen, werden diese Akteure 
wohl die Steuern erhöhen (müssen)! 
Wie konnte es so weit kommen und 
von wo stinkt der demnächst verdor-
bene Fisch? Ein Erklärungsversuch 
an einem kleinen, jedoch exemplari-
schen Beispiel:

Fakt eins
In Zürich-Leimbach gibt es ein Ge-
meinschaftszentrum (GZ). Und um 
diese Einrichtung dreht sich das
exemplarische Steuergeldverschwen-
dungs-Beispiel. Da die dortigen Pavil-
lons (die benutzten Gebäude) schon 
40 Jahre auf dem Gelände stehen, 
braucht es diesbezüglich eine Lösung. 
Die GZ-Pavillons sind mittelfristig 
nicht mehr benutzbar. Der jetzige 
Standort hat den Vorteil, dass die 
Stadt Zürich die Eigentümerin ist
und den Betreibern des Gemein-
schaftszentrums die Miete erlassen 
kann. Somit fl iesst für diesen städti-
schen Budgetposten nicht effektiv 
Steuergeld an eine juristische Dritt-
person. 

Fakt zwei
Bis im Jahr 2020 dürfte die Anzahl 
Schüler/-innen in der Stadt Zürich ge-
samthaft um hohe elf Prozent wach-
sen. In manchen Schulkreisen explo-
dieren die Zahlen gar um bis 16 Pro-
zent. Durch die Masseneinwande-
rung strömen sehr viele Personen in 
unsere wunderschöne, jedoch enge 
Stadt. 

Um von diesem Ansturm nicht 
überrannt zu werden, sind sieben 
neue Schulhäuser mit Baukosten in 
Höhe von 500 Millionen Steuerfran-
ken geplant. Mit Schul-Pavillons, für 
die ein Rahmenkredit von 50 Millio-
nen Steuerfranken bewilligt wurde, 
soll die Zwischenzeit für die Neu-
ankömmlinge überbrückt werden. 
Ebenfalls bis im Jahr 2020 dürften 60 
solcher Schul-Pavillons im Einsatz 
sein. Durch die Eröffnungen der neu-
en Schulhäuser werden diese dann 
etappenweise nicht mehr gebraucht. 

Linkes Vorgehen der Stadt Zürich
Die Stadt will den jetzigen Standort 
des Gemeinschaftszentrums (GZ) 
Leimbach, der Zugang zur Natur hat, 
aufl ösen. Neu sollen die Kinder und 
Jugendlichen in einer Beton-Umge-
bung und direkt neben einem Alters-
heim laut spielen. Die heutigen mit-
telfristig unbenutzbaren GZ-Pavil-
lons sollen von Schulkindern nicht 
nur kurzfristig zwischengenutzt wer-
den. Wie eingangs erwähnt, wird 
zurzeit für das GZ Leimbach keine 
Miete von der Stadt Zürich bezahlt, 

sondern den Betreibern nur erlassen. 
Am neuen GZ-Standort müsste die 
Stadt jedoch einer privaten Baugenos-
senschaft jährlich die hohe Summe 
von 289591 Steuerfranken überwei-
sen. Die Bevölkerung wehrt sich ent-
schieden gegen den Umzug in die Be-
ton-Landschaft, da der Zugang zur 
Natur wichtig ist. Auch auf die älte-
ren Mitmenschen und das Altersheim 
müsste die Stadt eigentlich Rücksicht 
nehmen. 

Eine äusserst erfolgreiche Petition 
wurde deshalb der links-grünen Elite 
übergeben, die den Abbruch der 
schädlichen Hauruck-Übung fordert. 
Der Stadtrat stellt sich jedoch erwar-
tungsgemäss stur und antwortet 
schriftlich, die Bevölkerung müsse 
nur ihre Ängste überwinden und sei 
dann schon zufrieden. Die Stadtobe-
ren wollen das Gemeinschaftszent-
rum Leimbach versetzen und viel 
Steuergeld an eine private Baugenos-
senschaft bezahlen. Punkt. Die heuti-
gen GZ-Pavillons hielten 40 Jahre. 
Wird hypothetisch dieser Zeitraum 
und die neu effektiv durch die Steuer-
zahlenden aufzuwendende Miete ge-
nommen, so werden öffentliche Gel-
der in Gesamthöhe von ca. 11 Millio-
nen Franken verbraten. Bei dieser ge-
waltigen Mietsumme sind noch nicht 
mal die Infl ationsrate und Kostener-
höhungen berücksichtigt. 

Lösungsvorschlag im Sinne
der Bevölkerung und Finanzen 
Auf den Kauf einer gewissen Anzahl 
der neuen Schul-Pavillons (Rahmen-
kredit 50 Millionen Steuerfranken) 
wird verzichtet. Die meist zugezoge-
nen Kinder gehen anstatt in die mit-
telfristig unbenutzbaren GZ-Pavil-
lons in den angrenzenden Schulkreis 
zum Unterricht. Wegen den durch 
die Masseneinwanderung besonders 
explodierten Wohnungsmietpreisen, 
hat es dort ausnahmsweise noch freie 
Schulplätze. Sobald durch die Eröff-
nung eines der sieben Schulhäuser 
zwischenzeitlich benutzte Schul-Pa-
villons nicht mehr gebraucht werden, 
werden solche auf dem jetzigen 
Standort des Gemeinschaftszent-
rums (GZ) Leimbach aufgestellt. 40 
Jahre lang waren dort ebenfalls «nur» 
Pavillons im Einsatz. Somit lassen die 
Links-Grünen ihren unsinnigen Plan 
fallen, das GZ Leimbach in die Beton-
Landschaft umzupfl anzen. Dem 
Wunsch der Bevölkerung wird Rech-
nung getragen. Dadurch werden die 
oben berechneten 11 Millionen Steu-
erfranken nicht an die private Bauge-
nossenschaft bezahlt. Und der Rah-
menkredit von 50 Millionen Steuer-
franken wird zusätzlich nicht ausge-
schöpft. 

Vernunft schmeckt vielen nicht
Sie werden es ahnen, liebe Lesende: 
Wie in der Stadt Zürich so üblich, 
wird voraussichtlich nur die SVP ge-
gen den teuren und unvernünftigen 
Umzug des Gemeinschaftszentrums 
Leimbach stimmen. Alle anderen 
Parteien werden den Auftrag des 
Stadtrates (Weisung 2014/92) vermut-
lich willig vollstrecken. Rücksicht-
nahme auf die Finanzen hat nur bei 
der Volkspartei oberste Priorität. Die 
SVP kämpft zudem nicht gegen die 

Bevölkerung, sondern für eine stabile 
Zukunft in Sicherheit und Freiheit. 

Allgemeingültiges Fazit
Wie üblich stinkt der Fisch vom links-
grünen Stadtrats-Kopf. Doch es ist der 
Koch, also die willige Mehrheit des 
Gemeinderates, der den demnächst 
verdorbenen Fisch roh und unverar-
beitet servieren dürfte. Die Geschäfte 
muss schliesslich der Gemeinderat 
jeweils bewilligen. Ob das dunkelrote 
Rezept (1 Suppenlöffel Ausgaben, 1 
Suppenlöffel Schulden, 1 Suppenlöf-

fel fi nanzpolitische Realitätsverwei-
gerung) den Zürcherinnen und Zür-
cher schmecken wird, ist ihnen sel-
ber überlassen. Sicher ist, die Rech-
nung kommt! Denn die Schulden von 
heute sind die Steuern von morgen. 
«En Guete»!

Ach übrigens, bei einer politischen 
Rotbarsch-Fischvergiftung ist die ein-
zige Medizin, die hilft: SVP wählen! 
Die Roten schlagen auf den Magen. 
Erzählen Sie es weiter und helfen Sie 
somit jeder Person, die schon Bauch-
weh hat. 

Samuel Balsiger
Gemeinderat SVP
Zürich 9

LESERBRIEF

«Naiv und menschenverachtend»
Von Bundesrätin Sommaruga ist man 
sich gewohnt, dass sie bei ihren Me-
dienauftritten vor allem die andern, 
auch diesmal die SVP, beschimpft.  
«Naiv, beschämend und menschen-
verachtend» kramt sie da aus ihrem 
Vokabular hervor, wenn sie über die 
Haltung der SVP in der Asylpolitik 
spricht. 

Bei solchen einseitigen Kraftaus-
drücken genügt es nicht, lediglich 
auf die humanitäre Tradition unse-
res Landes hinzuweisen und gleich-
zeitig die Fakten, aber auch eigene 
Missstände oder Versäumnisse zu ig-
norieren. So hat unser Land im euro-
päischen Vergleich schon heute das 
Mehrfache an Asylgesuchen zu bear-
beiten. Es ist auch nicht so, dass der 
Dublinvertrag zu ändern ist, viel-
mehr pocht die SVP auf die vertragli-
che Durchsetzung bei der EU. Und 
wie sieht es mit der Asylorganisation 
sprich Asylindustrie in der Schweiz 
aus?

Erfolgt die Versorgung effi zient 
und kostengünstig? Viele Kantone 
haben teure, private Organisationen 
beauftragt. Auch Caritas mischt im 

Kanton Luzern  in diesem Geschäft 
tüchtig mit. Den Kantonen fl iessen 
vom Bund jährlich 880 Millionen 
Franken zu. Das Angebot an solchen 
Dienstleistern ist entsprechend 
gross. Es scheint, dass das Geschäft 
mit der Betreuung von Asylbewer-
bern nicht karitativ, eher lukrativ 
betrieben wird. Die Verträge zu die-
sen Anbietern – wen wunderts – wer-
den unter dem Deckel gehalten. 

Unsere Bundesrätin tut gut daran, 
bei ihrer Asylstrategie auch auf die 
Stimme aus dem Volk zu hören, be-
sonders auf die im Zusammenhang 
mit der Aufnahme von weiteren 5000 
Flüchtlingen aus Syrien, die kein 
Asylverfahren durchlaufen müssen. 
In Anbetracht der exorbitant steigen-
den Asylzahlen ist auf entsprechen-
den Widerstand aus der Bevölkerung 
zu hoffen. Gleichzeitig bin ich über-
zeugt, dass die Schweiz bereit ist, die 
Flüchtlingseinrichtungen der UNO −
wo auch mittellose Familien eine 
Chance auf Sicherheit erhalten − ver-
mehrt zu unterstützen. 

Karl Meier-Zoller, Effretikon 

Schluss mit der
MwSt-Diskriminierung
des Gastgewerbes
www.schluss-mwst-diskriminierung.ch
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WUCHEMÄRT

IHR INSERAT IM WUCHEMÄRT

Sie suchen etwas Spezielles oder möchten sich schon lange von 
 einem Gegenstand trennen? Fehlt Ihnen eine Begleitung zum 
Wandern oder Jassen? Inserieren Sie einfach und unkompli-
ziert und erreichen Sie über 10 000  Leserinnen und Leser.
Füllen Sie dazu das Formular unter folgender Internetadresse aus:

www.stutz-druck.ch/wuchemaert
Preise
3 Zeilen à 35 Anschläge (total 105) für nur Fr. 20.– inkl. MWSt.
6 Zeilen à 35 Anschläge (total 210) für nur Fr. 40.– inkl. MWSt.

Einsendeschluss
jeweils am Dienstag für die Ausgabe vom Frei tag. 

Rufen Sie uns bei Fragen bitte an: Telefon 044 783 99 11 
Wir können nur Inserate veröffentlichen, für die der korrekte Be-
trag überwiesen wurde. Die Zahlungsangaben � nden Sie auf der 
oben genannten Internetseite. Besten Dank für Ihr Verständnis.

Achtung!

Zahle Höchstpreise
für alle Autos.

Komme
bei Ihnen vorbei.

Tel. 044 822 26 11

WOCHE FÜR WOCHE AKTUELL

ZU KAUFEN GESUCHT

Kaufe Autos, Busse, Lieferwagen etc. Gute Barzahlung, gratis Abholdienst.
Tel. 079 613 79 50 auch SA/SO.

Einladung der SVP Urdorf zur 

Familienwanderung 
am Samstag, 6. September 2014 

 

 
 
Erleben Sie an diesem Tag einen interessanten Rundgang in und um Urdorf. Unter 
fachkundiger Führung durch Werner Rüegg erfahren Sie eine Einführung in Geocaching, 
die moderne Art der Schatz- und Spuren-Suche mit GPS-Unterstützung. An diversen 
Punkten werden Sie auch Geschichtliches über Urdorf erfahren. Abgerundet wird der 
Event mit gemütlichem Beisammensein bei Wurst und Brot. Die SVP Urdorf freut sich 
über eine zahlreiche Teilnahme! Der Anlass findet bei jeder Witterung statt. 
 
Informationen Besammlung: 13:30 Uhr bei Zentrum Spitzacker in Urdorf 

 Dauer: 3,5 Stunden / Wanderung ca. 2 Stunden 

 Ausrüstung: Gutes Schuhwerk, Regenschutz, Getränk für  
  unterwegs, falls vorhanden: Outdoor-GPS 

 Verpflegung/Kosten: ab 17:00 Uhr / 10 – 20 Franken (freiwillig) 

 Für Teilnehmer welche nicht mehr gut zu Fuss sind, besteht die 
 Möglichkeit einer abgekürzten Strecke, sowie Transfer zum Grillplatz. 
 

Anmeldung    (* = für Verpflegung erwünscht) 

Name, Vorname *  

Mailadresse *  

Anzahl Personen *  

Adresse  

PLZ / Ort  

Telefon  
 

Anmeldung bitte bis 22.08.2014 senden an: 
Werner Rüegg, In der Fadmatt 63, CH-8902 Urdorf   /   Mail: info@svp-urdorf.ch 
 

Einladung zur Parteiversammlung
der SVP Stadt Winterthur

Mittwoch, 27. August 2014, 20.00 Uhr
Restaurant Hirschen Wül� ingen, Lindenplatz,

8408 Winterthur

Traktanden

1. Begrüssung / Wahl der Stimmenzähler Simon Büchi

2. Kantonsratswahlen
 a. Informationen zum Wahlkampf GR Pascal Rütsche
 b. Vorstellung und Abnahme Liste GR Daniel Oswald

3. Kommunale Abstimmung: Gebühren GR Daniel Oswald

4. Kantonale Abstimmung: Planungs- und Baugesetz Simon Büchi

5. Eidgenössische Abstimmungen NR Natalie Rickli
 a. Einheitskrankenkasse
 b. MwSt. Gastgewerbe

6. Protokoll der Parteiversammlung vom 16.04.2014 GR Pascal Rütsche

7. Verschiedenes / Umfrage

10.Toggenburger
SVP Schiessen 2014

«feldmässig»
Sa. 23.August 2014 / So. 24.August 2014

Feldstand Rübach, Krummenau

Schiesszeiten / Schiessprogramm
Sa. 09.00 – 12.00 Uhr / 13.30 – 17.30 Uhr / So. 09.00 –12.00 Uhr

Probeschüsse: 3 EF in je 60 Sek. / Scheibe B4
Programm 3 SF in 60 Sek. / 6 SF in 90 Sek. / 6 SF in 60 Sek.

Samstag, ab 20.00 Uhr
grosses Rahmenprogramm
im Festzelt – Gratis Eintritt!Stimmung mit derPartyband«Wirbelwind»

Infos unter:
www.sg-krummenau.ch

Anmeldeschluss Schiessen:
20. August 2014

(Nachmeldung vor Ort möglich)

Absenden: Sonntag, 13.00 Uhr mit dem «Echo vom Bergli»

EINHEITS-KRANKENKASSE
Schönfärberei oder Patentrezept? 

Es freuen sich auf Ihren Besuch: Es freuen sich auf Ihren Besuch: Es freuen sich auf Ihren Besuch: 

SP des Bezirks Dielsdorf
SVP des Bezirks Dielsdorf

sowie die SVP-Ortssektionen 
Neerach, Niederglatt & Stadel

Podiumsveranstaltung
Donnerstag 28. August 2014
20:00 Uhr - Gasthof zum Wilden Mann, Neerach

Es diskutieren unter der Leitung von
Benjamin Geiger, Chefredaktor Zürcher Unterländer

Thomas Hardegger, Nationalrat SP - Pro
 Erika Ziltener, Kantonsrätin SP - Pro
Alfred Heer, Nationalrat SVP - Contra

Willy Haderer, Kantonsrat SVP - Contra

Wir sind keine 
Einheitsipatienten !

Überparteiliches Komitee: 

www.einheitskasse-nein.chwww.einheitskasse-nein.ch

patienten !
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IMPRESSUM  Wöchentliche Fernsehsendung mit Christoph Blocher

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch übertragen.

Alt Bundesrat Christoph Blocher stellt sich wöchentlich den 
Fragen von Dr. Matthias Ackeret, Journalist und Autor des Buches 
«Das Blocher-Prinzip». Die aktuelle Fernsehsendung wird 
jeweils am Samstagnachmittag ab 14.00 Uhr im Internet auf 
www.teleblocher.ch

SVP-KANTONSRATSFRAKTION

Kantonsrat / Fraktion
Montag, 18. August 2014, 13.00 Uhr, Sit-
zung, Zunfthaus zur Haue.

SVP-STAMM

Bezirk Affoltern / Aeugst
Jeden 1. Donnerstag im Monat, ab 20.00 
Uhr, Restaurant Eichhörnli, Aeugst.

Bezirk Andel� ngen / Buch am Irchel
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, Restaurant Sonne, Hauptstrasse 12, 
Buch am Irchel.

Bezirk Bülach / Embrach
Jeweils am letzten Sonntag im Monat, ab 
10.30 bis 12.00 Uhr, Restaurant Rose, 
Oberembrach.

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant Löwen, Dielsdorf.

Bezirk Dietikon / Birmensdorf
Jeden ersten Samstag im Monat, ab 10.00 
Uhr, Restaurant Sonne, Luzernerstrasse 1, 
Birmensdorf.

Bezirk Horgen / Oberrieden
Jeden 3. Donnerstag im Monat, ab 19.00 
Uhr, Bar Galerie zur Zinne, Oberrieden.

Bezirk Meilen / Küsnacht
Jeden Sonntag, von 10 bis 12 Uhr, Restau-
rant Schützenstube, Küsnacht.

Bezirk Uster / Uster
Immer am ersten Samstag im Monat, 
11.00 Uhr, Restaurant Puurehuus, Fehr-
altorferstrasse 8, Wermatswil.

Junge SVP Kanton Zürich
Jeden letzten Freitag im Monat, 20.00 Uhr, 
Parteihöck im Raum Zürich, Standort und 
Details werden auf unserer Homepage: 
www.jsvp-zh.ch aufgeschaltet.

Junge SVP Stadt und
Bezirk Winterthur
Jeden ersten Freitag im Monat, ab 20.00 
Uhr, in der First Choice Bar, Winterthur.

Stadt Zürich / Kreis 1 und 2
Jeden zweiten Dienstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Restaurant Muggenbühl, Mug-
genbühlstrasse 15, Zürich-Wollishofen.

Stadt Zürich / Kreis 4 und 5
Jeden ersten Donnerstag im Monat, ab 
19.00 Uhr, Restaurant Holzschopf, Hein-
richstrasse 112, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 6
Jeden ersten Montag im Monat, 19.00 
Uhr, Restaurant Neubühl, Winterthurer-
strasse 175, Zürich.

Stadt Zürich / Kreis 12
Jeden ersten Dienstag im Monat, ab 19.30 
Uhr, Restaurant Schwamendingerhuus 
(Schwamendingerplatz), Zürich-Schwa-
mendingen.

SVP-VERANSTALTUNGEN

Bezirk Affoltern / Aeugst
Donnerstag, 18. September 2014, 17.00–
18.30 Uhr, Besichtigung Tierspital Zürich, 
die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt, 
Anmeldung beim Präsidenten Ruedi Bieri, 
Telefon 044 761 66 26.

Bezirk Affoltern / Wettswil am Albis
Mittwoch, 15. Oktober 2014, 20.00 Uhr, 
im Singsaal des Schulhauses Mettlen, 
Wettswil am Albis, Podiumsveranstaltung 
mit Nationalrat Luzi Stamm und alt Natio-
nalrat Hans Kaufmann.

Bezirk Dielsdorf
Donnerstag, 28. August 2014, 20.00 Uhr, 
Gasthof zum Wilden Mann, Neerach, Podi-

umsveranstaltung zum Thema Einheits-
Krankenkasse – Schönfärberei oder Pa-
tentrezept? Es diskutieren unter der Lei-
tung von Benjamin Geiger, Chefredaktor 
Zürcher Unterländer: Nationalrat Thomas 
Hardegger (SP, pro), Kantonsrätin Erika Zil-
tener (SP, pro), Nationalrat Alfred Heer 
(SVP, contra) und Kantonsrat Willy Haderer 
(SVP, contra). Eine Veranstaltung der SP 
des Bezirks Dielsdorf, der SVP des Bezirks 
Dielsdorf sowie der SVP-Ortssektionen 
Neerach, Niederglatt und Stadel.

Donnerstag, 25. September 2014, 18.00 
Uhr bis Sonntag, 28. September 2014, 
18.00 Uhr, auf der Pferderennbahn Diels-
dorf, Gewerbeschau Dielsdorf 2014, SVP 
des Bezirks Dielsdorf mit eigenem Stand. 
Öffnungszeiten: Donnerstag 18.00 bis 
22.00 Uhr, Freitag 17.00 bis 22.00 Uhr, 
Samstag 11.00 bis 22.00 Uhr, Sonntag 
10.00 bis 18.00 Uhr.

Bezirk Dielsdorf / Dielsdorf
Donnerstag, 21. August 2014, 18.00−19.30 
Uhr, Schützenhaus Dielsdorf, Probeschies-
sen für das SVP-Schiessen, kostenlos, ab 
10 Jahren.

Bezirk Dielsdorf / Dänikon-Hüttikon
Samstag, 6. September 2014, Mitglieder-
reise an die AIR14, Abreise mit Reisecar 
um 6.30 Uhr in Dänikon. Begleitet von 
Kantonsrat Christian Lucek (Berufsbord-
operateur) an den 100-jährigen Geburts-
tag der Luftwaffe in Payerne. Es erwartet 
Sie eine Airshow der Superlative, sowohl 
mit historischen Flugzeugen wie internati-
onalen Kunst� ugteams. Kosten pro Person 
Fr. 70.–. Es hat noch freie Plätze. Weitere 
Auskunft und Anmeldungen bei: christian.
lucek@hispeed.ch

Bezirk Dielsdorf / Furttal
Samstag, 13. September 2014, 10.00−
11.45 Uhr, Gasthof Hö� i, Otel� ngen, 3. öf-
fentlicher Politstamm. 10.00 Uhr: Begrüs-
sung durch Kantonsrat Jürg Sulser, 10.05 
Uhr: Referat von Regierungsrat Ernst Sto-
cker zum Thema: Verkehr im Wirtschafts-
standort Zürich, 10.45 Uhr: Diskussion, 
11.15 Uhr: Apéro (Die Organisatoren laden 
ein). Organisation: Kantonsrat Jürg Sulser 
und SVP-Ortssektionen Furttal.

Bezirk Dietikon
Mittwoch, 27. August 2014, 20.00 Uhr, 
Stürmeierhuus Schlieren (grosser Saal), 
Podiumsdiskussion zur kantonalen Ab-
stimmung vom 28. September 2014: Pla-
nungs- und Baugesetz, günstig wohnen! 
Aber wer bezahlt? Gesprächsteilnehmer: 
Nationalrat Hans Egloff (SVP), Kantonsrä-
tin Rosmarie Joss (SP), Kantonsrat Andreas 
Wolf (Grüne) und Kantonsrat Pierre Dal-
cher (SVP). Gesprächsleitung: Jürg Krebs, 
Chefredaktor Limmattaler Zeitung, an-
schliessend Apéro und Gespräche.

Bezirk Dietikon / Urdorf
Samstag, 6. September 2014, 13.30 Uhr, 
bei Zentrum Spitzacker in Urdorf, Familien-
wanderung. Erleben Sie an diesem Tag ei-
nen interessanten Rundgang in und um 
Urdorf. Unter fachkundiger Führung durch 
Werner Rüegg erfahren Sie eine Einfüh-
rung in Geocoaching, die moderne Art der 
Schatz- und Spuren-Suche mit GPS-Unter-
stützung. Der Anlass � ndet bei jeder Wit-
terung statt. Weitere Informationen und 
Anmeldung bis 22. August 2014 unter 
www.svp-urdorf.ch

Bezirk Pfäf� kon / Russikon
Freitag, 19. September 2014, Apéro ab 
18.30 Uhr, Schützenhaus, Russikon, SVP-
Party 2014 mit Nationalrat und Kantonal-
präsident Alfred Heer zum Thema: Wie 
kann die Schweiz ihre Unabhängigkeit
bewahren? Parteimitglieder, Gäste und 
Freunde der SVP sind herzlich eingeladen. 
Um 19.30 Uhr servieren wir unseren tradi-
tionellen Beinschinken mit Kartoffelsalat. 
Nach dem Referat unseres Gastes führen 
wir wiederum einen Lotto-Match mit at-
traktiven Preisen durch.
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Stadt Zürich / Kreis 10
Donnerstag, 25. September 2014, 19.00 
Uhr, Polizeimuseum, Parkhaus Urania, Git-
tertüre rechts des Cafés, Besuch im Poli-
zeimuseum der Stadtpolizei Zürich, zusam-
men mit dem Kurator des Museums zeigen 
die Kantonsräte Rolf Stucker und Bruno 
Amacker den Gästen die Ausstellung und 
erläutern die Arbeit der Polizei. Die Füh-
rung dauert ca. 1½ Stunden, anschlies-
send Apéro, Platzzahl beschränkt. Anmel-
dung an Rolf Stucker, am Wasser 56, 8049 
Zürich oder per Mail an sturova@bluewin.
ch. Eine Veranstaltung der SVP Zürich 10.

Stadt Zürich / Kreis 11
Freitag, 22. August 2014, 18.00 Uhr, Voléro-
Lounge, Binzmühlestrasse 80, Max Bill-
Platz, Zürich-Oerlikon, Polit-Apéro. Referen-
tin: Nationalrätin Natalie Rickli, SVP, Winter-
thur. Thema: «News aus Bundesbern».

Freitag, 31. Oktober 2014, 18.00 Uhr, 
Voléro-Lounge, Binzmühlestrasse 80, 
Max Bill-Platz, Zürich-Oerlikon, Polit-
Apéro. Referent: Gemeinderat Dr. Daniel 
Regli, SVP, Zürich, Thema: «Gottlieb 
Duttweiler und Carsten Schloter – vom 
Umgang mit Grenzen im privaten und öf-
fentlichen Leben».

SVP-FRAUEN

SVP-Frauen Stadt Zürich
Montag, 1. September 2014, 19.30 Uhr, 
Hotel Mercure-Stoller, Albisriederplatz, 
Zürich, Mitgliederversammlung. Gast: Eli-
sabeth P� ugshaupt, Mitglied der Parteilei-
tung der SVP des Kantons Zürich.

Donnerstag, 6. November 2014, 19.30 
Uhr, Restaurant Muggenbühl, Muggen-
bühlstrasse 15, Zürich, Mitgliederver-
sammlung.

Freitag, 28. November 2014, 19.00 Uhr, 
Adventsessen (weitere Angaben folgen).

SVP des Kantons Zürich 
Lagerstrasse 14 
8600 Dübendorf 

Tel. 044 217 77 66 
Fax 044 217 77 65 
 

 

Arbeitstagung der SVP Kanton Zürich     

Energietagung – Chancen und Gefahren der Energiewende! 
Samstag, 4. Oktober 2014, 08.30 Uhr – ca. 12.30 Uhr 
Restaurant Doktorhaus, Alte Winterthurerstrasse, 8304 Wallisellen 
 
Programm  

08.30 Uhr Kaffee / Gipfeli 
  

09.00 Uhr Begrüssung / Einführung 
Nationalrat Alfred Heer, Präsident SVP Kanton Zürich 

  

09.10 Uhr Tagesziele und Ablauf 
Dr. Ueli Betschart, Präs. SVP-Kommission für Energie und Umwelt, Präs. VR EKZ 

  

09.15 Uhr Ist die Energiewende am Ende? 
Stephan Amacker, Dipl. Ing. ETH, SVP-Kommission für Energie und Umwelt 

  

10.00 Uhr Ist die Versorgungssicherheit gefährdet? 
Niklaus Zepf, Leiter Corporate Development, Axpo Holding  

  

10.30 Uhr Pause 
  

11.00 Uhr Energieplanungsbericht 2013 
Markus Kägi, Regierungsrat 

  

11.45 Uhr Sinnvolle Energiepolitik in der Gemeinde 
Stefan Krebs, alt Kantonsrat, alt Gemeinderat 

  

12.15 Uhr Diskussion und Fragen 
Dr. Ueli Betschart 

  

12.30 Uhr Schlusswort / Ende der Tagung 
Nationalrat Alfred Heer, Präsident SVP Kanton Zürich 

 
 
Anmeldetalon für die Arbeitstagung vom Samstag, 4. Oktober 2014 
 

Name:   Vorname:  

Strasse:   PLZ, Ort:  

Tel:    E-Mail:   

 
Sekretariat SVP des Kantons Zürich, Lagerstrasse 14, 8600 Dübendorf, 

Fax: 044 217 77 65 oder E-Mail: sekretariat@svp-zuerich.ch 

✂

Donnerstag, 29. Januar 2015, 19.00 Uhr, 
Restaurant Muggenbühl, Muggenbühl-
strasse 15, Zürich, Generalversammlung.

WEITERE VERANSTALTUNGEN

Samstag, 23. August 2014, 9.00–12.00 
Uhr/13.30–17.30 Uhr und Sonntag, 24. 
August 2014, 9.00–12.00 Uhr, Feldstand 
Rübach, Krummenau, 10. Toggenburger 
SVP Schiessen 2014 «feldmässig». Probe-
schüsse: 3 EF in je 60 Sek./Scheibe B4. 
Programm: 3 SF in 60 Sek./6 SF in 90 
Sek./6 SF in 60 Sek. Samstag ab 20.00 
Uhr, grosses Rahmenprogramm im Fest-
zelt – Gratis-Eintritt! Stimmung mit der 
Partyband «Wirbelwind». Absenden: 
Sonntag, 13.00 Uhr mit dem «Echo vom 
Bergli». Infos und Anmeldung unter www.
sg-krummenau.ch

MOTORRAD-CLUB SVP

Ausfahrten
Sonntag, 24. August 2014, 4. Ausfahrt:
Tessiner-Rundfahrt.

Sonntag, 21. September 2014, 5. Aus-
fahrt: Pässefahrt.

Stämme
Dienstag, 19. August 2014, 19.00 Uhr,
5. Stamm, Restaurant Laufenbach, 
Gmeindrütistrasse 1b, Rüti.

VEREIN FÜR AKTIVE SENIOREN

Jährliche Schifffahrt
Dienstag, 26. August 2014, 14.00–17.00 
Uhr, Zürichsee, Rundfahrt ab Bürkliplatz, 
Abfahrt um 14.00 Uhr. Anmeldung an das 
SVP-Sekretariat, Tel.: 044 217 77 66, Fax: 
044 217 77 65, E-Mail: sekretariat@svp-
zuerich.ch. Unsere Mitglieder sind herzlich 
willkommen.


